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Die Vorlagen der Stadtverwal­
tung für die Sitzung des Schul­
und Kulturausschusses am
19.02.2013 hatten im Vorfeld
für Unruhe gesorgt, besonders
in Westbevern.
Ein klares Bekenntnis für

den Erhalt der Grundschule in

Westbevern standen auf der
einen Seite. Auf der anderen
die Empfehlung der Fest-
schreibung auf Einzügigkeit
und die Zusammenführung an
einem Standort - Westbevern-
Dorf. Des weiteren wurden
Möglichkeiten der Schülerbe-

förderung aufgezeigt.
Die Festlegung auf Einzü-

gigkeit hätte dazu führen kön-
nen, dass nicht alle West-
beverner Kinder in allen Jahr-
gängen in Westbevern einge-
schult werden können. Auch
die aufgezeigten Möglichkei-

ten künftiger Schülerbeförde-
rung ließ Wünsche offen. Es
folgten Unterschriftensamm-
lungen, deren Übergabe und
es wurden Gespräche geführt
zwischen Eltern und Verwal-
tung. Dies führte zu einer ge-

Guten Tag,
ganz unter dem Eindruck

der Haushaltsberatungen,
liebe Leserin und lieber
Leser, ist für Sie ein neues
Pöggsken entstanden. Die
Sitzung des Finanzaus-
schusses, in der der Haus-
haltsentwurf des
Bürgermeisters und die
Änderungsanträge der
Parteien diskutiert werden,
haben wir hinter uns, die
Ratssitzung zur Verab-
schiedung des Haushaltes
dagegen findet erst nach
Redaktionsschluss statt.
Ein endgültiges Ergebnis
können wir Ihnen also
noch nicht vorlegen, aber
zunächst ist der Ausschuss
dem Bürgermeister im
Großen und Ganzen ge-
folgt.
Und man/frau kann fest-

stellen, dass die aufzie-
henden Wahlkämpfe
bereits ihre Schatten vor-
aus werfen. Der Wahl-
kampf ist die Blütezeit der
Parteien und alle zeigen,
was sie können und keh-
ren ihre schönste Seite
heraus. Der Eine zeigt die
Muskeln her und verteilt
Sperrvermerke, der Ande-
re versucht zu werben, in-
dem er seine hübschen
Zähne zeigt.

Und was machen die
Grünen? Eigentlich
dasselbe wie immer: Sie
versuchen, sich nicht auf-
zuregen, arbeiten sich an
ihren Themen und ihrem
Programm entlang und
berichten Ihnen davon im
Pöggsken. Wie immer gibt
es neben kommunalen
Themen auch Berichte zur
„großen“ Politik. Nun le-
gen wir unser neues
Pöggsken in Ihre Hände,
wünschen noch entspannte
Ferien und ein schönes
Osterfest und bleiben an-
sonsten ebenfalls das, was
wir immer schon waren:

Ihre Grünen in Telgte
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Zukunftsfähige Grundschule für Westbevern

Wer hätte das gedacht. Nach
ersten Befürchtungen, dass
das Zukunftsmodell Sekundar­
schule die ersten Wehen gar
nicht übersteht, hat die Verwal­
tung jetzt einen Antrag auf
Vierzügigkeit gestellt.
Ob die Bezirksregierung uns

hier grünes Licht gibt, muss
sich zeigen. 23-24er Klassen
wären natürlich etwas, was
wir uns gerne wünschen wür-
den. Klar ist aber, dass die Se-
kundarschule mit mindestens
89 Kindern einen sehr guten
Start hinlegen wird. An dieser

Stelle kann man sich nur noch
mal deutlich bei allen bedan-
ken, die viel Energie und Ar-
beit in die Vorbereitung gelegt
haben. Besonders die Ver-
waltung und die abgeordneten
LehrerInnen der weiterfüh-
renden Schulen haben ihre
Hausaufgaben mehr als gut
gemacht.
Jetzt gilt es, das Bild der

Schule zum Leben zu erwe-
cken. Auf einige Schritte ha-
ben wir keinen Einfluss und
wir müssen uns hier in Ge-
duld üben. Im Moment fehlt

unserer neuen Schule noch
der Kopf. Wir hoffen natür-
lich schnellstmöglich von der
Bezirksregierung den/die
neue/n Rektor/in benannt zu
bekommen. Denn nur dann
kann es auch zügig weiterge-
hen.
Die Zeit bis September wird

noch schnell genug vergehen.
Wir sind aber sehr zuversicht-
lich, dass sich hochmotivier-
tes Personal für unsere neue
Schule finden wird, damit die
angemeldeten Kinder einen
guten Start in ihre weitere

Schullaufbahn erhalten. Si-
cher wird es auch noch den
einen oder anderen Stolper-
stein geben. Aber klar ist,
dass hier eine Schule entsteht,
deren Entwicklung auch in
unser aller Händen liegt. Wir
dürfen und müssen diese
Schule weiter begleiten.
Begleitet werden müssen

natürlich genauso, die jetzt
auslaufend gestellte Haupt
und Realschule, damit auch
sie ihre gute Arbeit mit und an
unseren Kindern beenden
können.

s. g.

Wir sind Sekundarschule! Und wie!!
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In Telgte leben zurzeit ca. 25
Asylbewerber, die meisten in
Gemeinschaftswohnungen.
Der Verein „Zib – Zusam-

men ist besser“ versucht, ihr
Einleben in Telgte zu erleich-
tern.
Dabei fehlt es immer wieder

an dem einen oder anderen
Gegenstand im Haushalt.
Vielleicht haben Sie noch ge-
rade dieses Teil im Keller –
und würden es gerne zur Ver-
fügung stellen. Dazu will der
Verein Zib einen Email-Ver-
teiler aufbauen. Wenn etwas
benötigt wird, würde über ei-
ne Rundmail nachgefragt, ob
jemand diesen Gegenstand
zur Verfügung stellen kann.
Noch wichtiger ist es, Kon-

takte zwischen den Neuan-
kömmlingen und Telgtern zu
knüpfen. Dazu sollen monat-
liche gesellige Abende statt-
finden, eventuell auch mal ein
gemeinsamer Ausflug. Die
Asylbewerber profitieren da-
von, indem sie mehr über
Land und Leute erfahren.
Aber auch für die Telgter er-
geben sich spannende Einbli-
cke in die Erlebnisse der
Flüchtlinge.

Auch zu solchen Treffen soll
über den Email-Verteiler ein-
geladen werden.
Wenn Sie in diesen Email-

Verteiler aufgenommen wer-
den wollen, schreiben Sie ei-
ne kurze Mail an:
zib-telgte@gmx.de oder mel-
den Sie sich telefonisch:
02504-5316.

Fortsetzung aufSeite 3

In den letzten Wochen legt
die Bundesregierung ihren
vierten Armuts- und Reich-
tumsbericht vor. Dieser soll
gemäß seinem Auftrag Daten
und Analysen liefern, die als
Grundlage für die zukünftige
Politik der Bundesregierung
dienen. Bereits im Vorfeld der
Veröffentlichung der offiziel-
len Fassung entbrannte eine
breite Diskussion. Dabei ging
es weniger um die objektiven
Fakten als vielmehr um ihre
Deutung und die aus ihnen ab-
zuleitenden Konsequenzen.
So wurde der Bericht konse-

quent von kritischen Tönen
„gesäubert“. Missliebige Pas-
sagen, wie der Satz „Privatver-
mögen in Deutschland sind
sehr ungleich verteilt“ wurden
als zu klassenkämpferisch ge-
strichen. Andere Passagen
wurden in kaum nachvollzieh-
barer Weise uminterpretiert:
„Die im Beobachtungs- zeit-
raum sinkenden Reallöhne in
den unteren Dezilsruppen sind
also auch Ausdruck strukturel-
ler Verbesserungen.“ Hier sol-

len nicht nur die Leistung der
Bundesregierung geschönt,
sondern auch der Weg für wei-
tere soziale Zumutungen berei-
tet werden.
Dazu passt, dass in dem Be-

richt zwar viel über Armut
oder Armutsrisiken, aber kaum
etwas über Reichtum ausge-
sagt wird. Wie groß dieser
Reichtum ist, lässt sich ermes-
sen, wenn man sich vor Augen
führt, dass die zehn Reichsten
in Deutschland mehr besitzen
als die ärmere Hälfte der Be-
völkerung. Ähnlich ungleich
sieht es mit der Einkommens-
verteilung aus. Die Reichen
haben also allen Grund, ihren

Reichtum nicht zu sehr in der
Vordergrund zu stellen. Der
Erfolg dieser Verschwiegenheit
kann sich sehen lassen, sowohl
die Vermögen als auch die
Einkommen haben sich in den
letzten Jahren weiter zuguns-
ten der Reichen und zu Un-
gunsten der Armen verschoben
- und das auch in absoluten
Werten. Das Credo der neoli-
beralen Wirtschaftspolitik der
schwarz-gelben Regierung,
„Sozial ist, was Arbeit
schafft“, ist damit eindeutig
widerlegt.
So soll systematisch ver-

schleiert werden, dass nur eine
deutliche Verbesserung der

Staatseinnahmen sowie ein ge-
setzlicher Mindestlohn ein
weiteres Auseinanderdriften
der Gesellschaft verhindern
kann. Es reicht eben nicht aus,
die vorhandenen Mittel effek-
tiver einzusetzen, sondern es
muss eine deutliche Änderung
der Verteilungsmechanismen
erfolgen. So müssen größere
Vermögen und Erbschaften
substantiell zur Staatsfinanzie-
rung herangezogen werden.
Einkünfte aus Vermögen müs-
sen mit Einkünften aus Er-
werbstätigkeit steuerlich
gleichgestellt werden. Hohe
Einkommen müssen deutlich
höher besteuert werden als bis-
her.
Die Alternative sind zuneh-

mende gesellschaftliche Span-
nungen, das weitere Ausprägen
von gesellschaftlichen Schich-
ten und schließlich abge-
schirmte und bewachte
Wohnanlagen, wie wir sie aus
Ländern in Südamerika oder
Teilen von Asien kennen. Das
aber können wir nicht wirklich
wollen!

p. s.

In Telgte leben derzeit ca. 25
Asylbewerber und -bewerbe-
rinen. Einer von ihnen ist
Shoel Bin Abdulla, der dem
Pöggsken am 8. März 2013
ein Interview gab. Das Inter-
view wurde auf Englisch ge-
führt, was für beide Seiten
nicht einfach war. Wir versu-
chen, den Verlauf des Ge-
sprächs für unsere
Leser/innen möglichst au-
thentisch wiederzugeben.

Pöggsken: Mr. Bin Abdulla,
aus welchem Land kommen
Sie?
Bin Abdullah: Aus Bangla-

desch.
Pöggsken: Können Sie uns

erklären, wo das liegt?
Bin Abdulla: Das liegt nord-

östlich von Indien. In der Ko-
lonialzeit war es ein Teil von
Britisch-Indien und wurde zu-
sammen mit dem jetzigen Pa-
kistan 1947 als ein Staat
unabhängig. 1 971 teilte sich
dieser Staat in Pakistan und
Bangladesch.
Pöggsken: Wir würden uns

gerne ein Bild davon machen,
wie Sie in Bangladesch gelebt
haben. Wovon haben Sie dort
gelebt?
Bin Abdulla: Ich war selbst-

ständig und hatte ein Geschäft
in Dhaka, in dem wir Halal-
Food zubereitet haben.
Pöggsken: Halal ist musli-

misch korrekt. Was ist Halal-
Food?
Bin Abdulla: Na ja, wir ha-

ben Essen nach muslimischen

Regeln zubereitet.
Pöggsken: Sie hatten also

ein Restaurant?
Bin Abdulla: Nein. Wir hat-

ten eine große Küche. Das
Essen haben wir in Dhaka an
verschiedene Kunden verteilt
- an Büros, auch an Restau-
rants. Die Leute konnten bei
uns bestellen.
Pöggsken: Sie sagen „bei

uns“. Sie haben das Geschäft
nicht alleine betrieben?
Bin Abdulla: Nein, ich hatte

zehn Angestellte.
Pöggsken: Zehn Angestellte!

Das war kein kleines Ge-
schäft. Wie lange haben Sie
das gemacht?
Bin Abdalla: Seit 1 992. 20

Jahre.
Pöggsken: Wie haben Sie

gewohnt?
Bin Abdulla: Ich habe nicht

in Dhaka gewohnt, dort hatte
ich nur mein Geschäft. Mein
Haus ist in Noakhali, etwa
200 km von Dhaka entfernt.
Dort wohnte auch meine Fa-
milie.
Pöggsken: Sind Sie verhei-

ratet? Haben Sie Kinder?
Bin Abdulla: Ja, ich bin ver-

heiratet und habe drei Kinder.
Pöggsken: Sagen Sie uns die

Namen der Kinder und wie alt
sie sind?
Bin Abdulla: Ja, ich habe

drei Jungen. Der älteste ist
zehn Jahre alt und heißt
Sazzad. Der Mittlere ist
sieben, sein Name ist Shariar
und Saddi ist dreieinhalb.
Pöggsken: Dann haben Sie

Ihre Familie nicht oft gese-
hen, wenn Ihr Geschäft 200
km entfernt war.
Bin Abdulla: Doch, 200 km

ist nicht so weit. Ich konnte
alle zwei, drei Wochen für ein
paar Tage nach Hause fahren.
Pöggsken: Wie? Mit dem

Zug oder dem Auto?
Bin Abdulla: Mit dem Bus.

In Bangladesch findet der
meiste Verkehr mit dem Bus
statt.
Pöggsken: Wo haben Sie in

Dhaka gewohnt?
Bin Abdulla: Ich hatte ein

Appartement direkt an mei-
nem Geschaft - nur ein Zim-
mer.
Pöggsken: Sie hatten ein gu-

tes Leben.
Bin Abdulla: Ja, es ging mir

gut.
Pöggsken: Wie alt sind Sie?
Bin Abdulla: Ich bin 37 Jah-

re alt.
Pöggsken: Seit wann sind

Sie in Telgte?
Bin Abdulla: Seit dem 15

Oktober 2012.
Pöggsken: Was ist der

Grund dafür, dass Sie nach
Deutschland gekommen sind?
Bin Abdulla: Der Grund da-

für ist, dass ich für ein Bür-
germeisteramt kandidiert
habe.
Pöggsken: Wie ist das zu

verstehen?
Bin Abdulla: Ich bin seit

1 988 Mitglied einer sozialisti-
schen Partei, der Jatiyo Sema-
jtantrik Dal. Meine Partei hat
mich in Amanullapur, einer
kleinen Stadt mit etwa 10.000
Einwohnern, als Bürgermeis-
terkandidat aufgestellt. An-
hänger der Regierungspartei,
Awami League, haben mich
darauf hin bedroht. Tatsäch-
lich gab es am Ende Tote. Da
bin zu meinem eigenen
Schutz und zum Schutz mei-
ner Familie geflohen.
Pöggsken: Es kam zu Todes-

fällen?
Bin Abdulla: Ja. Man hatte

gedroht mich umzubringen.
Deshalb bin ich in eine andere
Stadt zu meinen Schwiegerel-
tern gefahren. Das hat die
Awami League aber heraus-
bekommen. Sie wollten mich
nachts überfallen, haben sich
aber im Haus geirrt. Im Nach-
barhaus wohnte der Bruder
meines Schwiegervaters. Der
wurde im Schlaf ermordet,

ebenso der Bruder meiner
Frau.
Pöggsken: Wann war das?
Bin Abdulla: Ziemlich ge-

nau vor einem Jahr, am 11 .
März 2012.
Pöggsken: Was haben sie

dann gemacht?
Bin Abdulla: Ich bin nach

Joshar geflohen. Das liegt in
der Nähe der Grenze nach In-
dien. Von dort konnte ich
Kontakt zu meinen Partei-
freunden und zu meinem An-
walt aufnehmen. Ich erfuhr,
dass meine Gegner immer
noch nach mir suchten und
dass meine Familie unterge-
taucht war. Seitdem habe ich
auch keinen Kontakt mehr zu
meiner Familie. Ich weiß
nicht, wo sie sind und wie es
ihnen geht. Mein Anwalt
konnte dafür sorgen, dass ich
an mein Geld kam, und im
Juni 2012 reiste ich nach Kal-
kutta.
Pöggsken: Wie sind sie nach

Deutschland gekommen?

Bin Abdulla: Mein Anwalt
hat einen Kontakt zu einer
Schleuserorganisation aufge-
baut. Ich bin dann im Sep-
tember nach Delhi gefahren
und von dort aus mit falschen
Ausweispapieren nach Frank-
furt geflogen. Für die Papiere
und den Flug habe ich 10 La-
ka Taka bezahlt. Das sind et-
wa 10.000 Euro. Die Papiere
haben mir die Schleuser in
Frankfurt aber gleich wieder
abgenommen.
Pöggsken: Warum sind Sie

nicht mit Ihren eigenen Pa-
pieren gereist? In Indien hat-
ten Sie doch kein Problem mit
den Behörden.
Bin Abdulla: Ich besaß kei-

ne Papiere. Das ist in Bangla-
desch nicht üblich.
Pöggsken: Wie kamen Sie

aufDeutschland?
Bin Abdulla: Ich wollte nach

Europa. Ich wollte weit weg,
und Europa hat bei uns den
Ruf, dass einem dort geholfen
wird.

"Telgte ist besser"
Zib ("Zusammen ist besser") hilft Menschen in Not ­ in Telgte!

(K)eine Frage der Perspektive
Zum vierten Armuts­ und Reichtumsbericht der Bundesregierung

Steckbrief Zib
Im gemeinnützigen Verein „Zib – Zusammen ist besser –

Verein für Völkerverständigung Telgte e.V.“ engagieren
sich seit mehr als zwei Jahrzehnten Telgter Bürgerinnen
und Bürger, unabhängig von Partei- und Konfessionszuge-
hörigkeit, um das Zusammenleben von Menschen aus un-
terschiedlichen Ländern und Kulturen in Telgte zu fördern.
Informationsveranstaltungen und internationale Begeg-
nungsfeste stehen auf dem Programm.
Zib beteiligt sich auch an lokalen und kreisweiten Netz-

werken. Die Verbesserung der Situation der Asylbewerber
in Telgte liegt dem Verein besonders am Herzen. Seit De-
zember 2012 bietet ein ehrenamtlicher Mitarbeiter Asylbe-
werbern in ihren Unterkünften regelmäßig praktische
Ratschläge und Hilfen an.
Daneben macht Zib folgende Angebote:
Beratungsstelle ZibIs: Unterstützung beim Umgang mit

Ämtern, Informationen über Fragen des Aufenthalts sowie
Hilfe beim Verständnis amtlicher Schreiben und Ausfüllen
von Formularen Deutschkurse Internationales Frauencafé
für alle interessierten Frauen (immer am 1 . Montag im
Monat): 1 0.00 bis 11 .30 Uhr im Knickenberghaus. Bei ei-
nem kleinen Frühstück bietet sich Gelegenheit zu Kontakt
und Gespräch.
Treffen mit Asylbewerbern (jeweils am 3. Mittwoch im

Monat): 1 9.00 bis 21 .00 Uhr im Knickenberghaus. Es be-
steht die Möglichkeit zum Gedankenaustausch zwischen
Neuankömmlingen und alteingesessenen Telgtern. Das
Engagement bei Zib ist ehrenamtlich, neue Mitstreiter sind
immer willkommen.
Kontaktadresse: Vereinsvorsitzender Arnold Michels,

Kardinal-von-Galen-Platz 9, Telgte; Tel. : 9323112, E-
Mail: arnold-michels@gmx.de. Spendenkonto: Zib-zu-
sammen ist besser, Vereinigte Volksbank Telgte eG,
Kto.Nr.: 35 46 990 900, BLZ.: 412 626 21
Weitere Details zu Zib finden sich im Internet:

http://www.telgte-dein-zuhause.de.

"Telgte ist besser"
Shoel Bin Abdulla Pöggsken: Seit wann sind

Sie in Telgte?
Bin Abdulla: Seit dem 15.

Oktober. Von Frankfurt wurde
ich nach Bielefeld gebracht,
dann nach Schöppingen und
von dort nach Telgte.
Pöggsken: Gefällt es Ihnen

in Telgte?
Bin Abdulla: Ja, es gefällt

mir sehr gut. Ich habe hier
viele Leute getroffen, die
wirklich nett zu mir sind und
mir helfen.
Pöggsken: Wo wohnen Sie

in Telgte?
Bin Abdulla: In einer Woh-

nung der Stadt in der Von-
Siemens-Straße. Wir wohnen
dort zu sechst in einer Woh-
nung mit drei Zimmern, das
ist nicht so schön. Ich brauche
nicht viel Platz, aber dort
kann man gar nicht alleine
sein. Alle sechs kommen auch
aus verschiedenen Ländern.
Das macht Probleme.
Pöggsken: Wie geht das al-

les jetzt weiter?
Bin Abdulla: Mein Asylan-

trag ist im Februar 2013 ab-
gelehnt worden. Ich habe
Klage eingereicht.

Pöggsken: Mit welcher Be-
gründung ist Ihr Asylantrag
abgelehnt worden?
Bin Abdulla: Die Schilde-

rung der Ereignisse in Ban-
gladesch waren nicht
detailliert genug.
Pöggsken: Wer zahlt die

Kosten der Klage?
Bin Abdulla: Zib hat mich

bei der Anzahlung für den
Rechtsanwalt unterstützt. Iim
Übrigen überweise ich mo-
natliche Raten an den Anwalt.
Pöggsken: Wie stellen Sie

sich Ihre Zukunft vor?
Bin Abdulla: Am liebsten

würde ich in Deutschland
bleiben, meine Familie finden
und nachholen und wieder ein
Geschäft aufmachen.
Pöggsken: Kochen?
Bin Abdulla: Kochen, ja.
Pöggsken: Wo in Deutsch-

land würden Sie gerne woh-
nen?
Bin Abdulla: Hier in Telgte,

weil Telgte ist besser.
Pöggsken: Vielen Dank für

das Gespräch.

Fortsetzung von Seite 2
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In Telgte leben zurzeit ca. 25
Asylbewerber, die meisten in
Gemeinschaftswohnungen.
Der Verein „Zib – Zusam-

men ist besser“ versucht, ihr
Einleben in Telgte zu erleich-
tern.
Dabei fehlt es immer wieder

an dem einen oder anderen
Gegenstand im Haushalt.
Vielleicht haben Sie noch ge-
rade dieses Teil im Keller –
und würden es gerne zur Ver-
fügung stellen. Dazu will der
Verein Zib einen Email-Ver-
teiler aufbauen. Wenn etwas
benötigt wird, würde über ei-
ne Rundmail nachgefragt, ob
jemand diesen Gegenstand
zur Verfügung stellen kann.
Noch wichtiger ist es, Kon-

takte zwischen den Neuan-
kömmlingen und Telgtern zu
knüpfen. Dazu sollen monat-
liche gesellige Abende statt-
finden, eventuell auch mal ein
gemeinsamer Ausflug. Die
Asylbewerber profitieren da-
von, indem sie mehr über
Land und Leute erfahren.
Aber auch für die Telgter er-
geben sich spannende Einbli-
cke in die Erlebnisse der
Flüchtlinge.

Auch zu solchen Treffen soll
über den Email-Verteiler ein-
geladen werden.
Wenn Sie in diesen Email-

Verteiler aufgenommen wer-
den wollen, schreiben Sie ei-
ne kurze Mail an:
zib-telgte@gmx.de oder mel-
den Sie sich telefonisch:
02504-5316.
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In den letzten Wochen legt
die Bundesregierung ihren
vierten Armuts- und Reich-
tumsbericht vor. Dieser soll
gemäß seinem Auftrag Daten
und Analysen liefern, die als
Grundlage für die zukünftige
Politik der Bundesregierung
dienen. Bereits im Vorfeld der
Veröffentlichung der offiziel-
len Fassung entbrannte eine
breite Diskussion. Dabei ging
es weniger um die objektiven
Fakten als vielmehr um ihre
Deutung und die aus ihnen ab-
zuleitenden Konsequenzen.
So wurde der Bericht konse-

quent von kritischen Tönen
„gesäubert“. Missliebige Pas-
sagen, wie der Satz „Privatver-
mögen in Deutschland sind
sehr ungleich verteilt“ wurden
als zu klassenkämpferisch ge-
strichen. Andere Passagen
wurden in kaum nachvollzieh-
barer Weise uminterpretiert:
„Die im Beobachtungs- zeit-
raum sinkenden Reallöhne in
den unteren Dezilsruppen sind
also auch Ausdruck strukturel-
ler Verbesserungen.“ Hier sol-

len nicht nur die Leistung der
Bundesregierung geschönt,
sondern auch der Weg für wei-
tere soziale Zumutungen berei-
tet werden.
Dazu passt, dass in dem Be-

richt zwar viel über Armut
oder Armutsrisiken, aber kaum
etwas über Reichtum ausge-
sagt wird. Wie groß dieser
Reichtum ist, lässt sich ermes-
sen, wenn man sich vor Augen
führt, dass die zehn Reichsten
in Deutschland mehr besitzen
als die ärmere Hälfte der Be-
völkerung. Ähnlich ungleich
sieht es mit der Einkommens-
verteilung aus. Die Reichen
haben also allen Grund, ihren

Reichtum nicht zu sehr in der
Vordergrund zu stellen. Der
Erfolg dieser Verschwiegenheit
kann sich sehen lassen, sowohl
die Vermögen als auch die
Einkommen haben sich in den
letzten Jahren weiter zuguns-
ten der Reichen und zu Un-
gunsten der Armen verschoben
- und das auch in absoluten
Werten. Das Credo der neoli-
beralen Wirtschaftspolitik der
schwarz-gelben Regierung,
„Sozial ist, was Arbeit
schafft“, ist damit eindeutig
widerlegt.
So soll systematisch ver-

schleiert werden, dass nur eine
deutliche Verbesserung der

Staatseinnahmen sowie ein ge-
setzlicher Mindestlohn ein
weiteres Auseinanderdriften
der Gesellschaft verhindern
kann. Es reicht eben nicht aus,
die vorhandenen Mittel effek-
tiver einzusetzen, sondern es
muss eine deutliche Änderung
der Verteilungsmechanismen
erfolgen. So müssen größere
Vermögen und Erbschaften
substantiell zur Staatsfinanzie-
rung herangezogen werden.
Einkünfte aus Vermögen müs-
sen mit Einkünften aus Er-
werbstätigkeit steuerlich
gleichgestellt werden. Hohe
Einkommen müssen deutlich
höher besteuert werden als bis-
her.
Die Alternative sind zuneh-

mende gesellschaftliche Span-
nungen, das weitere Ausprägen
von gesellschaftlichen Schich-
ten und schließlich abge-
schirmte und bewachte
Wohnanlagen, wie wir sie aus
Ländern in Südamerika oder
Teilen von Asien kennen. Das
aber können wir nicht wirklich
wollen!

p. s.

In Telgte leben derzeit ca. 25
Asylbewerber und -bewerbe-
rinen. Einer von ihnen ist
Shoel Bin Abdulla, der dem
Pöggsken am 8. März 2013
ein Interview gab. Das Inter-
view wurde auf Englisch ge-
führt, was für beide Seiten
nicht einfach war. Wir versu-
chen, den Verlauf des Ge-
sprächs für unsere
Leser/innen möglichst au-
thentisch wiederzugeben.

Pöggsken: Mr. Bin Abdulla,
aus welchem Land kommen
Sie?
Bin Abdullah: Aus Bangla-

desch.
Pöggsken: Können Sie uns

erklären, wo das liegt?
Bin Abdulla: Das liegt nord-

östlich von Indien. In der Ko-
lonialzeit war es ein Teil von
Britisch-Indien und wurde zu-
sammen mit dem jetzigen Pa-
kistan 1947 als ein Staat
unabhängig. 1 971 teilte sich
dieser Staat in Pakistan und
Bangladesch.
Pöggsken: Wir würden uns

gerne ein Bild davon machen,
wie Sie in Bangladesch gelebt
haben. Wovon haben Sie dort
gelebt?
Bin Abdulla: Ich war selbst-

ständig und hatte ein Geschäft
in Dhaka, in dem wir Halal-
Food zubereitet haben.
Pöggsken: Halal ist musli-

misch korrekt. Was ist Halal-
Food?
Bin Abdulla: Na ja, wir ha-

ben Essen nach muslimischen

Regeln zubereitet.
Pöggsken: Sie hatten also

ein Restaurant?
Bin Abdulla: Nein. Wir hat-

ten eine große Küche. Das
Essen haben wir in Dhaka an
verschiedene Kunden verteilt
- an Büros, auch an Restau-
rants. Die Leute konnten bei
uns bestellen.
Pöggsken: Sie sagen „bei

uns“. Sie haben das Geschäft
nicht alleine betrieben?
Bin Abdulla: Nein, ich hatte

zehn Angestellte.
Pöggsken: Zehn Angestellte!

Das war kein kleines Ge-
schäft. Wie lange haben Sie
das gemacht?
Bin Abdalla: Seit 1 992. 20

Jahre.
Pöggsken: Wie haben Sie

gewohnt?
Bin Abdulla: Ich habe nicht

in Dhaka gewohnt, dort hatte
ich nur mein Geschäft. Mein
Haus ist in Noakhali, etwa
200 km von Dhaka entfernt.
Dort wohnte auch meine Fa-
milie.
Pöggsken: Sind Sie verhei-

ratet? Haben Sie Kinder?
Bin Abdulla: Ja, ich bin ver-

heiratet und habe drei Kinder.
Pöggsken: Sagen Sie uns die

Namen der Kinder und wie alt
sie sind?
Bin Abdulla: Ja, ich habe

drei Jungen. Der älteste ist
zehn Jahre alt und heißt
Sazzad. Der Mittlere ist
sieben, sein Name ist Shariar
und Saddi ist dreieinhalb.
Pöggsken: Dann haben Sie

Ihre Familie nicht oft gese-
hen, wenn Ihr Geschäft 200
km entfernt war.
Bin Abdulla: Doch, 200 km

ist nicht so weit. Ich konnte
alle zwei, drei Wochen für ein
paar Tage nach Hause fahren.
Pöggsken: Wie? Mit dem

Zug oder dem Auto?
Bin Abdulla: Mit dem Bus.

In Bangladesch findet der
meiste Verkehr mit dem Bus
statt.
Pöggsken: Wo haben Sie in

Dhaka gewohnt?
Bin Abdulla: Ich hatte ein

Appartement direkt an mei-
nem Geschaft - nur ein Zim-
mer.
Pöggsken: Sie hatten ein gu-

tes Leben.
Bin Abdulla: Ja, es ging mir

gut.
Pöggsken: Wie alt sind Sie?
Bin Abdulla: Ich bin 37 Jah-

re alt.
Pöggsken: Seit wann sind

Sie in Telgte?
Bin Abdulla: Seit dem 15

Oktober 2012.
Pöggsken: Was ist der

Grund dafür, dass Sie nach
Deutschland gekommen sind?
Bin Abdulla: Der Grund da-

für ist, dass ich für ein Bür-
germeisteramt kandidiert
habe.
Pöggsken: Wie ist das zu

verstehen?
Bin Abdulla: Ich bin seit

1 988 Mitglied einer sozialisti-
schen Partei, der Jatiyo Sema-
jtantrik Dal. Meine Partei hat
mich in Amanullapur, einer
kleinen Stadt mit etwa 10.000
Einwohnern, als Bürgermeis-
terkandidat aufgestellt. An-
hänger der Regierungspartei,
Awami League, haben mich
darauf hin bedroht. Tatsäch-
lich gab es am Ende Tote. Da
bin zu meinem eigenen
Schutz und zum Schutz mei-
ner Familie geflohen.
Pöggsken: Es kam zu Todes-

fällen?
Bin Abdulla: Ja. Man hatte

gedroht mich umzubringen.
Deshalb bin ich in eine andere
Stadt zu meinen Schwiegerel-
tern gefahren. Das hat die
Awami League aber heraus-
bekommen. Sie wollten mich
nachts überfallen, haben sich
aber im Haus geirrt. Im Nach-
barhaus wohnte der Bruder
meines Schwiegervaters. Der
wurde im Schlaf ermordet,

ebenso der Bruder meiner
Frau.
Pöggsken: Wann war das?
Bin Abdulla: Ziemlich ge-

nau vor einem Jahr, am 11 .
März 2012.
Pöggsken: Was haben sie

dann gemacht?
Bin Abdulla: Ich bin nach

Joshar geflohen. Das liegt in
der Nähe der Grenze nach In-
dien. Von dort konnte ich
Kontakt zu meinen Partei-
freunden und zu meinem An-
walt aufnehmen. Ich erfuhr,
dass meine Gegner immer
noch nach mir suchten und
dass meine Familie unterge-
taucht war. Seitdem habe ich
auch keinen Kontakt mehr zu
meiner Familie. Ich weiß
nicht, wo sie sind und wie es
ihnen geht. Mein Anwalt
konnte dafür sorgen, dass ich
an mein Geld kam, und im
Juni 2012 reiste ich nach Kal-
kutta.
Pöggsken: Wie sind sie nach

Deutschland gekommen?

Bin Abdulla: Mein Anwalt
hat einen Kontakt zu einer
Schleuserorganisation aufge-
baut. Ich bin dann im Sep-
tember nach Delhi gefahren
und von dort aus mit falschen
Ausweispapieren nach Frank-
furt geflogen. Für die Papiere
und den Flug habe ich 10 La-
ka Taka bezahlt. Das sind et-
wa 10.000 Euro. Die Papiere
haben mir die Schleuser in
Frankfurt aber gleich wieder
abgenommen.
Pöggsken: Warum sind Sie

nicht mit Ihren eigenen Pa-
pieren gereist? In Indien hat-
ten Sie doch kein Problem mit
den Behörden.
Bin Abdulla: Ich besaß kei-

ne Papiere. Das ist in Bangla-
desch nicht üblich.
Pöggsken: Wie kamen Sie

aufDeutschland?
Bin Abdulla: Ich wollte nach

Europa. Ich wollte weit weg,
und Europa hat bei uns den
Ruf, dass einem dort geholfen
wird.

(K)eine Frage der Perspektive
Zum vierten Armuts­ und Reichtumsbericht der Bundesregierung

Steckbrief Zib
Im gemeinnützigen Verein „Zib – Zusammen ist besser –

Verein für Völkerverständigung Telgte e.V.“ engagieren
sich seit mehr als zwei Jahrzehnten Telgter Bürgerinnen
und Bürger, unabhängig von Partei- und Konfessionszuge-
hörigkeit, um das Zusammenleben von Menschen aus un-
terschiedlichen Ländern und Kulturen in Telgte zu fördern.
Informationsveranstaltungen und internationale Begeg-
nungsfeste stehen auf dem Programm.
Zib beteiligt sich auch an lokalen und kreisweiten Netz-

werken. Die Verbesserung der Situation der Asylbewerber
in Telgte liegt dem Verein besonders am Herzen. Seit De-
zember 2012 bietet ein ehrenamtlicher Mitarbeiter Asylbe-
werbern in ihren Unterkünften regelmäßig praktische
Ratschläge und Hilfen an.
Daneben macht Zib folgende Angebote:
Beratungsstelle ZibIs: Unterstützung beim Umgang mit

Ämtern, Informationen über Fragen des Aufenthalts sowie
Hilfe beim Verständnis amtlicher Schreiben und Ausfüllen
von Formularen Deutschkurse Internationales Frauencafé
für alle interessierten Frauen (immer am 1 . Montag im
Monat): 1 0.00 bis 11 .30 Uhr im Knickenberghaus. Bei ei-
nem kleinen Frühstück bietet sich Gelegenheit zu Kontakt
und Gespräch.
Treffen mit Asylbewerbern (jeweils am 3. Mittwoch im

Monat): 1 9.00 bis 21 .00 Uhr im Knickenberghaus. Es be-
steht die Möglichkeit zum Gedankenaustausch zwischen
Neuankömmlingen und alteingesessenen Telgtern. Das
Engagement bei Zib ist ehrenamtlich, neue Mitstreiter sind
immer willkommen.
Kontaktadresse: Vereinsvorsitzender Arnold Michels,

Kardinal-von-Galen-Platz 9, Telgte; Tel. : 9323112, E-
Mail: arnold-michels@gmx.de. Spendenkonto: Zib-zu-
sammen ist besser, Vereinigte Volksbank Telgte eG,
Kto.Nr.: 35 46 990 900, BLZ.: 412 626 21
Weitere Details zu Zib finden sich im Internet:

http://www.telgte-dein-zuhause.de.

Kontaktadressen
Ortsverband:
Peter SpiekerWaldweg 2748291 TelgteTel. 93 26 10

Ratsfraktion:
Sabine GrohnertHasenkamp 4548291 TelgteTel. 7 70 96

Asylbewerber in Telgte"Telgte ist besser"
Pöggsken: Seit wann sind

Sie in Telgte?
Bin Abdulla: Seit dem 15.

Oktober. Von Frankfurt wurde
ich nach Bielefeld gebracht,
dann nach Schöppingen und
von dort nach Telgte.
Pöggsken: Gefällt es Ihnen

in Telgte?
Bin Abdulla: Ja, es gefällt

mir sehr gut. Ich habe hier
viele Leute getroffen, die
wirklich nett zu mir sind und
mir helfen.
Pöggsken: Wo wohnen Sie

in Telgte?
Bin Abdulla: In einer Woh-

nung der Stadt in der Von-
Siemens-Straße. Wir wohnen
dort zu sechst in einer Woh-
nung mit drei Zimmern, das
ist nicht so schön. Ich brauche
nicht viel Platz, aber dort
kann man gar nicht alleine
sein. Alle sechs kommen auch
aus verschiedenen Ländern.
Das macht Probleme.
Pöggsken: Wie geht das al-

les jetzt weiter?
Bin Abdulla: Mein Asylan-

trag ist im Februar 2013 ab-
gelehnt worden. Ich habe
Klage eingereicht.

Pöggsken: Mit welcher Be-
gründung ist Ihr Asylantrag
abgelehnt worden?
Bin Abdulla: Die Schilde-

rung der Ereignisse in Ban-
gladesch waren nicht
detailliert genug.
Pöggsken: Wer zahlt die

Kosten der Klage?
Bin Abdulla: Zib hat mich

bei der Anzahlung für den
Rechtsanwalt unterstützt. Iim
Übrigen überweise ich mo-
natliche Raten an den Anwalt.
Pöggsken: Wie stellen Sie

sich Ihre Zukunft vor?
Bin Abdulla: Am liebsten

würde ich in Deutschland
bleiben, meine Familie finden
und nachholen und wieder ein
Geschäft aufmachen.
Pöggsken: Kochen?
Bin Abdulla: Kochen, ja.
Pöggsken: Wo in Deutsch-

land würden Sie gerne woh-
nen?
Bin Abdulla: Hier in Telgte,

weil Telgte ist besser.
Pöggsken: Vielen Dank für

das Gespräch.

Fortsetzung von Seite 2
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Viel, sehr viel, zu viel wurde
in den letzten Jahren insbe­
sondere im Rat und seinen
Ausschüssen über die Aus­
stattung, den Standort und die
Perspektiven der Feuerwehr in
Telgte geredet und diskutiert.
Nach den letztlich doch positi­
ven Beschlüssen scheint nun
das Jahr 2013 endlich das Jahr
von sichtbaren Veränderungen
und Verbesserungen zu wer­
den.
Der erste Schritt kommt

schon eindrucksvoll daher:
Am 9. Februar wurden die
zwei neuen Feuerwehrfahr-
zeuge eingeweiht. Nicht nur
Kinder und Jugendfeuerwehr
bekamen bei der ersten Be-
sichtigung große Augen ob
der umfangreichen Möglich-
keiten, die in diesen Fahrzeu-
gen steckt. Die Fachleute
erklärten im Rahmen der Fei-
er allen Interessierten gern die
Einzelheiten von Totmannein-
richtung bis Rettungsschere.
Dass diese Fahrzeuge kei-

nesfalls ein Spielzeug für
Große darstellen, sondern im
Notfall jedes einzelne Aus-
stattungselement notwendig
sein kann, stellten die Ein-
satzkräfte am gleichen Tag
bereits unter Beweis. Sie
wurden während der Vorbe-
reitungen für die Einweihung
zu einem schweren Unfall ge-
rufen. Damit ist deutlich, was
Wolfgang Pieper bei der Ein-
weihung betonte: Die Fahr-
zeuge selbst sind nur die
Hilfsmittel. Nur durch das gut
ausgebildete und freiwillig tä-
tige Personal der Feuerwehr
können sie im Notfall wirkli-

che Rettung sein.
Wir freuen uns mit den Feu-

erwehrkameraden und –ka-
meradinnen, aber vor allem
für die gesamte Telgter Be-
völkerung, über diese neue

Unterstützung in Notfallsitua-
tionen - und auf den
folgenden Schritt in 2013, der
dann den Baubeginn des neu-
en Feuerwehrgerätehauses
sichtbar werden lässt. Denn
nur durch gute Arbeitsbedin-
gungen wird auch in Zukunft
die Feuerwehr ein attraktives
Ehrenamt sein, dessen Bedeu-
tung man nicht oft genug be-
tonen kann.
Umso seltsamer vor diesem

Hintergrund erscheint die
FDP, die ihren Widerstand ge-

gen den neuen Standort nun
an gefällten Bäumen festma-
chen will. Ist sie doch bisher
noch nicht als Naturschützer-
partei aufgefallen. Dass diese
Bäume weichen müssen, war

lange bekannt und Grundlage
aller Entscheidungen. Und sie
werden sicher nicht aus Lan-
geweile gefällt. Glücklicher-
weise besitzen die Grünen
und auch die anderen Rats-
fraktionen die Fähigkeit, an
dieser Stelle abzuwägen, wel-
cher Nutzen für die Telgter
Bevölkerung als größer ein-
zuschätzen ist. Bäume kann
man wieder pflanzen, wenn
aber Feuerwehrkameraden
das Handtuch werfen, weil sie
die Nase voll haben von Ver-

zögerungen aller Art, sind sie
wohl kaum zu ersetzen. Gut,
dass in 2013 für diese „Män-
ner und Frauen der Tat“ auch
sichtbare Taten von Stadt und
Verwaltung folgen.

k.m.

11. März 2011 in Japan
Als vor zwei Jahren infolge

von Erdbeben und Tsunami in
Japan viele Menschen sterben
und die Naturkatastrophe eine
Spur der Verwüstung hinter-
lässt, trifft die verheerende
Zerstörung auch einige der
Atomreaktoren Ostjapans. Im
Atomkraftwerk Fukushima
Daiichi entwickelt sich daraus
eine Unfallserie, die zum Su-
per-GAU führt. Schnell wer-
den die Grenzwerte für Ra-
dioaktivität überschritten und
mehr als 1 50.000 Menschen
evakuiert. Die Weltöffentlich-
keit verfolgt mit Entsetzen die
Nachrichten aus Japan.

Ein Tag später in Deutschland
Anders als in Japan lehnt die

Bevölkerung in Deutschland,
auch schon vor der Katastro-
phe, mehrheitlich Atomkraft
ab. Angela Merkel äußerte
sich plötzlich kritisch zu
Atomkraft und läutete bereits
am Tag nach dem Tsunami
das Ende des vier Monate zu-
vor von ihrer Regierungsko-
alition beschlossenen „Aus-
stieg vom Ausstieg“ ein. Die
Wende in der Atompolitik
sieht einen stufenweisen Aus-
stieg aus der Atomenergie bis
2022 vor und damit eine deut-
liche Änderung in der Ener-
giepolitik. Die Art der
Umsetzung und die damit
verbundenen Veränderungen
sind fast täglich Teil der all-
gemeinen politischen Diskus-
sion in Deutschland.

Die aktuelle Situation in Japan
Wie sieht es mittlerweile in

Japan aus? Wie in dem Gebiet
um die vier zerstörten Reak-
torblöcke, bei denen die Un-
fallserie in drei Reaktor-
blöcken zu Kernschmelzen
führte?
In der Sperrzone, aber

hauptsächlich auf dem Reak-
torgelände, sind einige Tau-
send Arbeiter und Techniker
beschäftigt. Sie sorgen zum
Beispiel für die Kühlung mit
Wasser in zwei der drei Reak-
toren, in denen es zu Kern-
schmelzen kam. Dieses
anschließend kontaminierte
Wasser sowie Grundwasser,
was von den Bergen auf das
Reaktorgelände läuft, wird
aufgefangen, in Tanks gela-
gert, bis es so gut wie mög-

lich dekontaminiert wird. Der
dritte Reaktor gibt soviel Ra-
dioaktivität ab, dass kein
Mensch in dessen Nähe arbei-
ten kann. Mit einem fernge-
steuerten Kran räumen die
Arbeiter Trümmerteile weg.
Aber wie die Lage und der
Zustand des Reaktorbehälters
ist, oder wie hoch der Wasser-
stand sind, kann nicht gemes-
sen werden.
Der vierte Reaktor war zur

Zeit des Bebens wegen War-
tungsarbeiten außer Betrieb.
In dem von den Explosionen
besonders stark beschädigten
Reaktorblock lagern 1500
Brennstäbe in einem riesigen
Abklingbecken. Laut Fach-

leuten geht die größte Gefahr
einer erneuten Zuspitzung
von diesem Reaktorblock aus.
Sollte es innerhalb der Zeit,
die TEPCO braucht, bis die
Brennstäbe sicherer gelagert
werden können, erneut zu ei-
nem stärkeren Beben kom-
men, besteht die Gefahr, dass
das Becken leck schlägt oder
die Konstruktion zusammen-
bricht. Die dann ungekühlten
Brennstäbe könnten schmel-
zen, und es könnte erneut zu

Wasserstoffexplosionen kom-
men. Letztlich könnten wei-
tere unkontrollierbare Ketten-
reaktionen ausgelöst werden.
Die Berichte aus Fukushima

zeigen: Die Katastrophe dau-
ert an, die Risiken sind nach
zwei Jahren im Hochtechno-
logieland Japan längst nicht
gebannt!
Auf dem Reaktorgelände

kann ein Beben oder ein Tsu-
nami zu einer erneuten und
stärkeren Freisetzung von Ra-
dioaktivität führen. Die
AKW-Leitung geht noch von
weiteren 30 bis 40 Jahren für
die Stilllegung des Geländes
aus, was unabhängige Fach-
leute für Wunschdenken hal-

ten. Die geschätzten Kosten
für die Aufräumarbeiten und
Entschädigungen werden von
TEPCO auf 97 Milliarden
Euro geschätzt. Doch die ge-
sundheitlichen Folgen sind
für die Menschen in Japan
noch längst nicht absehbar.
Für Schäden und Verluste am
Vermögen der Atomflüchtlin-
ge ist keine einzige Ab-
schlusszahlung erfolgt.
In der japanischen Politik

zeigt sich, wie schnell die

Konsequenzen aus der Nukle-
arkatastrophe in den Hinter-
grund geraten können. Unter
dem Eindruck der havarierten
Reaktoren waren zeitweise al-
le 50 Reaktoren in Japan ab-
geschaltet. Im September ver-
gangenen Jahres wurde Ja-
pans Ausstieg aus der Atom-
energie bis 2030 beschlossen.
Doch die neugewählte, der
Atomindustrie nahe Regie-
rung stellt den Ausstiegsplan
wieder in Frage – gegen den
Willen der Bevölkerung.

Politische Konsequenzen
Eine ernsthafte Ausstiegspo-

litik ist mehr als die Nennung
von Abschaltdaten Die grüne
Bundestagsfraktion forderte

in einem Antrag am 27. Fe-
bruar 2013, den Atomausstieg
endlich konsequent umzuset-
zen, damit nukleare Gefahren
nachhaltig beseitigt werden.
Zu einem ehrlichen Atomaus-
stieg gehört es zum Beispiel,
- strenge Sicherheitsanforde-
rungen und entsprechende
Nachrüstungen für AKW
durchzusetzen - wo sich
das nicht rechnet muss ab-
geschaltet werden,

- sich aktiv gegen die Gefah-
ren durch AKW in benach-
barten Ländern einzusetzen
und die Bürgerinnen und
Bürger in die Beteiligungs-
prozesse mit einzubezie-
hen, z. B. gegen die Lauf-
zeitverlängerung in Bosse-
le, Tihange oder den Neu-
bau in Temelin, Kalinin-
grad oder Großbritannien,

- keine Hermes-Bürgschaften
für Atomexporte zu ge-
währen,

- die Atomforschung auf Si-
cherheits- und Endlager-
forschung zu beschränken
und die restlichen Mittel
zum Nutzen der Energie-
wende umzuwidmen.
Ohne weiteren öffentlichen

Druck wird auch in Deutsch-
land der Ausstieg nur halb-
herzig umgesetzt, und die
ursprüngliche Klientelpolitik
für große Konzerne und die
Atomwirtschaft gewinnt wie-
der Raum. Atomausstieg und
Energiewende sind keine
Selbstläufer, es braucht die
Einmischung von möglichst
vielen Bürgerinnen und Bür-
gern, Initiativen, Vereinen,
Verbänden und Unternehmen,
damit das gesamtgesell-
schaftliche Projekt "Energie-
wende" konsequent zum
Erfolg geführt werden kann.

b. s.

Jahre hat‘s gedauert und nun
ist es durch: Die Flugzeug­
werkstatt am Berdelflughafen
wurde in der Planungsaus­
schusssitzung Ende Februar
ohne weitere große Diskussion
genehmigt.
Auch die grüne Fraktion hat

dem Bau zugestimmt. Als die
Planung vor Jahren das erste
Mal vorgelegt wurde, stand
die - damals noch wesentlich
kleinere - grüne Fraktion die-
ser zunächst sehr skeptisch
gegenüber, weil sie eine Zu-
nahme der Flugbewegungen
befürchtete und das geplante
Gebäude am Rand eines öko-

logisch wertvollen Waldes
liegen sollte. Letzteres ist
auch jetzt noch der Fall, aller-
dings macht die Planung
deutlich, dass der Wald nicht
"angekratzt" wird.
Ausgeräumt werden konnten

die Bedenken wegen der
Flugbewegungen: Es ist da-
von auszugehen, dass diese
durch den Betrieb eher ab- als
zunehmen, weil die Telgter
Flugzeuge eben nicht für die
regelmäßigen Inspektionen zu
anderen Flugplätzen gebracht
werden müssen. Auch besteht
im Umkreis kein Mangel an
Werkstätten, so dass dieser

Betrieb keinen Bedarf von au-
ßen abdeckt und entsprechend
auch keine Kunden von außen
anlockt, die landen und star-
ten müssten.
Es bleibt der Wegfall der

verbrauchten Fläche - jetzt
Wiese - als Jagdgebiet für
Fledermäuse. Hier muss man
sich darauf verlassen, dass die
vorgeschriebenen Ausgleichs-
maßnahmen, berechnet nach
einem Punktesystem, das der
ökologischen Abwertung
durch die Maßnahme entspre-
chende Kompensationen ge-
genübergestellt, den ge-
wünschten Effekt haben.

Bemerkenswert ist noch,
dass die Untersuchung des
Waldes hinsichtlich des Vor-
kommens von (gefährdeten)
Tier- und Pflanzenarten fast
ausschließlich am Schreib-
tisch über die Klassifizierung
des betroffenen Ökosystems
erfolgte. Zufallsbeobachtun-
gen bei Begehungen haben
diesen Ergebnissen allerdings
auch nicht widersprochen.
Positiv ist die Einrichtung

eines relativ hoch qualifizier-
ten Betriebes, verbunden mit
entsprechenden Arbeitsplät-
zen.

g.k.

Fukushima 2013
Wenn die Katastrophe zum Normalzustand wird

Schrauberwerkstatt für den Berdelhafen

Feuerwehr – jetzt rollt’s besser!

Das Datum haben die Organi­
satorinnen des BPW­ Deutsch­
lands* mit Bedacht gewählt.
Denn um den durchschnittli­
chen Verdienst, den Männer im
Vorjahr bis zum 31. Dezember
erarbeitet haben, zu erhalten,
müssten Frauen mit gleicher
Qualifikation und Arbeitszeit
bis zum 21. März arbeiten.
Dabei haben die Frauen bei

Berufsabschlüssen die Nase

vorn, aber in führenden Posi-
tionen sind Frauen kaum zu
finden. Noch immer überneh-
men Frauen einen Großteil
der unbezahlten Arbeit in der
Familie, arbeiten häufiger in
Teilzeit und unterbrechen ihre
Berufstätigkeit. Das liegt
nicht selten an den fehlenden
Betreuungsmöglichkeiten für
Kinder, alte und kranke Men-
schen.

In diesem Jahr liegt der
Schwerpunkt im Gesundheits-
bereich, in dem Frauen 80
Prozent der Beschäftigten
stellen. Der Fachkräftemangel
ist in der Branche schon zu
spüren, damit dieser nicht in
Überlastung, mindere Qualität
oder ein nicht funktionieren-
des Pflege- und Gesundheits-
system mündet, müssen
attraktive Arbeitsbedingungen

und Löhne, die der hohen
Qualifikation entsprechen, er-
reicht werden.
Es wichtig, dass der alte

Slogan „Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit“ endlich Reali-
tät wird. Durch die 22 Prozent
Lohnunterschied und die Zei-
ten eingeschränkter Berufstä-
tigkeit, ist die finanzielle
Absicherung von Frauen in
Deutschland oft sehr be-

grenzt. Dabei ist ein selbstbe-
stimmtes Leben die beste
Vorbeugung gegen Gewalt
und Unterdrückung.

b. s.

*“Business and Professional

Women“ ist eine weltweite

Frauenorganisation, die sich

für die Chancengleichheit in

Beruf, Wirtschaft, Politik und

Gesellschaft einsetzt.

Equal Pay Day am 21. März 2013
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!

Karin Behr / PubliXviewinG
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Viel, sehr viel, zu viel wurde
in den letzten Jahren insbe­
sondere im Rat und seinen
Ausschüssen über die Aus­
stattung, den Standort und die
Perspektiven der Feuerwehr in
Telgte geredet und diskutiert.
Nach den letztlich doch positi­
ven Beschlüssen scheint nun
das Jahr 2013 endlich das Jahr
von sichtbaren Veränderungen
und Verbesserungen zu wer­
den.
Der erste Schritt kommt

schon eindrucksvoll daher:
Am 9. Februar wurden die
zwei neuen Feuerwehrfahr-
zeuge eingeweiht. Nicht nur
Kinder und Jugendfeuerwehr
bekamen bei der ersten Be-
sichtigung große Augen ob
der umfangreichen Möglich-
keiten, die in diesen Fahrzeu-
gen steckt. Die Fachleute
erklärten im Rahmen der Fei-
er allen Interessierten gern die
Einzelheiten von Totmannein-
richtung bis Rettungsschere.
Dass diese Fahrzeuge kei-

nesfalls ein Spielzeug für
Große darstellen, sondern im
Notfall jedes einzelne Aus-
stattungselement notwendig
sein kann, stellten die Ein-
satzkräfte am gleichen Tag
bereits unter Beweis. Sie
wurden während der Vorbe-
reitungen für die Einweihung
zu einem schweren Unfall ge-
rufen. Damit ist deutlich, was
Wolfgang Pieper bei der Ein-
weihung betonte: Die Fahr-
zeuge selbst sind nur die
Hilfsmittel. Nur durch das gut
ausgebildete und freiwillig tä-
tige Personal der Feuerwehr
können sie im Notfall wirkli-

che Rettung sein.
Wir freuen uns mit den Feu-

erwehrkameraden und –ka-
meradinnen, aber vor allem
für die gesamte Telgter Be-
völkerung, über diese neue

Unterstützung in Notfallsitua-
tionen - und auf den
folgenden Schritt in 2013, der
dann den Baubeginn des neu-
en Feuerwehrgerätehauses
sichtbar werden lässt. Denn
nur durch gute Arbeitsbedin-
gungen wird auch in Zukunft
die Feuerwehr ein attraktives
Ehrenamt sein, dessen Bedeu-
tung man nicht oft genug be-
tonen kann.
Umso seltsamer vor diesem

Hintergrund erscheint die
FDP, die ihren Widerstand ge-

gen den neuen Standort nun
an gefällten Bäumen festma-
chen will. Ist sie doch bisher
noch nicht als Naturschützer-
partei aufgefallen. Dass diese
Bäume weichen müssen, war

lange bekannt und Grundlage
aller Entscheidungen. Und sie
werden sicher nicht aus Lan-
geweile gefällt. Glücklicher-
weise besitzen die Grünen
und auch die anderen Rats-
fraktionen die Fähigkeit, an
dieser Stelle abzuwägen, wel-
cher Nutzen für die Telgter
Bevölkerung als größer ein-
zuschätzen ist. Bäume kann
man wieder pflanzen, wenn
aber Feuerwehrkameraden
das Handtuch werfen, weil sie
die Nase voll haben von Ver-

zögerungen aller Art, sind sie
wohl kaum zu ersetzen. Gut,
dass in 2013 für diese „Män-
ner und Frauen der Tat“ auch
sichtbare Taten von Stadt und
Verwaltung folgen.

k.m.

11. März 2011 in Japan
Als vor zwei Jahren infolge

von Erdbeben und Tsunami in
Japan viele Menschen sterben
und die Naturkatastrophe eine
Spur der Verwüstung hinter-
lässt, trifft die verheerende
Zerstörung auch einige der
Atomreaktoren Ostjapans. Im
Atomkraftwerk Fukushima
Daiichi entwickelt sich daraus
eine Unfallserie, die zum Su-
per-GAU führt. Schnell wer-
den die Grenzwerte für Ra-
dioaktivität überschritten und
mehr als 1 50.000 Menschen
evakuiert. Die Weltöffentlich-
keit verfolgt mit Entsetzen die
Nachrichten aus Japan.

Ein Tag später in Deutschland
Anders als in Japan lehnt die

Bevölkerung in Deutschland,
auch schon vor der Katastro-
phe, mehrheitlich Atomkraft
ab. Angela Merkel äußerte
sich plötzlich kritisch zu
Atomkraft und läutete bereits
am Tag nach dem Tsunami
das Ende des vier Monate zu-
vor von ihrer Regierungsko-
alition beschlossenen „Aus-
stieg vom Ausstieg“ ein. Die
Wende in der Atompolitik
sieht einen stufenweisen Aus-
stieg aus der Atomenergie bis
2022 vor und damit eine deut-
liche Änderung in der Ener-
giepolitik. Die Art der
Umsetzung und die damit
verbundenen Veränderungen
sind fast täglich Teil der all-
gemeinen politischen Diskus-
sion in Deutschland.

Die aktuelle Situation in Japan
Wie sieht es mittlerweile in

Japan aus? Wie in dem Gebiet
um die vier zerstörten Reak-
torblöcke, bei denen die Un-
fallserie in drei Reaktor-
blöcken zu Kernschmelzen
führte?
In der Sperrzone, aber

hauptsächlich auf dem Reak-
torgelände, sind einige Tau-
send Arbeiter und Techniker
beschäftigt. Sie sorgen zum
Beispiel für die Kühlung mit
Wasser in zwei der drei Reak-
toren, in denen es zu Kern-
schmelzen kam. Dieses
anschließend kontaminierte
Wasser sowie Grundwasser,
was von den Bergen auf das
Reaktorgelände läuft, wird
aufgefangen, in Tanks gela-
gert, bis es so gut wie mög-

lich dekontaminiert wird. Der
dritte Reaktor gibt soviel Ra-
dioaktivität ab, dass kein
Mensch in dessen Nähe arbei-
ten kann. Mit einem fernge-
steuerten Kran räumen die
Arbeiter Trümmerteile weg.
Aber wie die Lage und der
Zustand des Reaktorbehälters
ist, oder wie hoch der Wasser-
stand sind, kann nicht gemes-
sen werden.
Der vierte Reaktor war zur

Zeit des Bebens wegen War-
tungsarbeiten außer Betrieb.
In dem von den Explosionen
besonders stark beschädigten
Reaktorblock lagern 1500
Brennstäbe in einem riesigen
Abklingbecken. Laut Fach-

leuten geht die größte Gefahr
einer erneuten Zuspitzung
von diesem Reaktorblock aus.
Sollte es innerhalb der Zeit,
die TEPCO braucht, bis die
Brennstäbe sicherer gelagert
werden können, erneut zu ei-
nem stärkeren Beben kom-
men, besteht die Gefahr, dass
das Becken leck schlägt oder
die Konstruktion zusammen-
bricht. Die dann ungekühlten
Brennstäbe könnten schmel-
zen, und es könnte erneut zu

Wasserstoffexplosionen kom-
men. Letztlich könnten wei-
tere unkontrollierbare Ketten-
reaktionen ausgelöst werden.
Die Berichte aus Fukushima

zeigen: Die Katastrophe dau-
ert an, die Risiken sind nach
zwei Jahren im Hochtechno-
logieland Japan längst nicht
gebannt!
Auf dem Reaktorgelände

kann ein Beben oder ein Tsu-
nami zu einer erneuten und
stärkeren Freisetzung von Ra-
dioaktivität führen. Die
AKW-Leitung geht noch von
weiteren 30 bis 40 Jahren für
die Stilllegung des Geländes
aus, was unabhängige Fach-
leute für Wunschdenken hal-

ten. Die geschätzten Kosten
für die Aufräumarbeiten und
Entschädigungen werden von
TEPCO auf 97 Milliarden
Euro geschätzt. Doch die ge-
sundheitlichen Folgen sind
für die Menschen in Japan
noch längst nicht absehbar.
Für Schäden und Verluste am
Vermögen der Atomflüchtlin-
ge ist keine einzige Ab-
schlusszahlung erfolgt.
In der japanischen Politik

zeigt sich, wie schnell die

Konsequenzen aus der Nukle-
arkatastrophe in den Hinter-
grund geraten können. Unter
dem Eindruck der havarierten
Reaktoren waren zeitweise al-
le 50 Reaktoren in Japan ab-
geschaltet. Im September ver-
gangenen Jahres wurde Ja-
pans Ausstieg aus der Atom-
energie bis 2030 beschlossen.
Doch die neugewählte, der
Atomindustrie nahe Regie-
rung stellt den Ausstiegsplan
wieder in Frage – gegen den
Willen der Bevölkerung.

Politische Konsequenzen
Eine ernsthafte Ausstiegspo-

litik ist mehr als die Nennung
von Abschaltdaten Die grüne
Bundestagsfraktion forderte

in einem Antrag am 27. Fe-
bruar 2013, den Atomausstieg
endlich konsequent umzuset-
zen, damit nukleare Gefahren
nachhaltig beseitigt werden.
Zu einem ehrlichen Atomaus-
stieg gehört es zum Beispiel,
- strenge Sicherheitsanforde-
rungen und entsprechende
Nachrüstungen für AKW
durchzusetzen - wo sich
das nicht rechnet muss ab-
geschaltet werden,

- sich aktiv gegen die Gefah-
ren durch AKW in benach-
barten Ländern einzusetzen
und die Bürgerinnen und
Bürger in die Beteiligungs-
prozesse mit einzubezie-
hen, z. B. gegen die Lauf-
zeitverlängerung in Bosse-
le, Tihange oder den Neu-
bau in Temelin, Kalinin-
grad oder Großbritannien,

- keine Hermes-Bürgschaften
für Atomexporte zu ge-
währen,

- die Atomforschung auf Si-
cherheits- und Endlager-
forschung zu beschränken
und die restlichen Mittel
zum Nutzen der Energie-
wende umzuwidmen.
Ohne weiteren öffentlichen

Druck wird auch in Deutsch-
land der Ausstieg nur halb-
herzig umgesetzt, und die
ursprüngliche Klientelpolitik
für große Konzerne und die
Atomwirtschaft gewinnt wie-
der Raum. Atomausstieg und
Energiewende sind keine
Selbstläufer, es braucht die
Einmischung von möglichst
vielen Bürgerinnen und Bür-
gern, Initiativen, Vereinen,
Verbänden und Unternehmen,
damit das gesamtgesell-
schaftliche Projekt "Energie-
wende" konsequent zum
Erfolg geführt werden kann.

b. s.

Jahre hat‘s gedauert und nun
ist es durch: Die Flugzeug­
werkstatt am Berdelflughafen
wurde in der Planungsaus­
schusssitzung Ende Februar
ohne weitere große Diskussion
genehmigt.
Auch die grüne Fraktion hat

dem Bau zugestimmt. Als die
Planung vor Jahren das erste
Mal vorgelegt wurde, stand
die - damals noch wesentlich
kleinere - grüne Fraktion die-
ser zunächst sehr skeptisch
gegenüber, weil sie eine Zu-
nahme der Flugbewegungen
befürchtete und das geplante
Gebäude am Rand eines öko-

logisch wertvollen Waldes
liegen sollte. Letzteres ist
auch jetzt noch der Fall, aller-
dings macht die Planung
deutlich, dass der Wald nicht
"angekratzt" wird.
Ausgeräumt werden konnten

die Bedenken wegen der
Flugbewegungen: Es ist da-
von auszugehen, dass diese
durch den Betrieb eher ab- als
zunehmen, weil die Telgter
Flugzeuge eben nicht für die
regelmäßigen Inspektionen zu
anderen Flugplätzen gebracht
werden müssen. Auch besteht
im Umkreis kein Mangel an
Werkstätten, so dass dieser

Betrieb keinen Bedarf von au-
ßen abdeckt und entsprechend
auch keine Kunden von außen
anlockt, die landen und star-
ten müssten.
Es bleibt der Wegfall der

verbrauchten Fläche - jetzt
Wiese - als Jagdgebiet für
Fledermäuse. Hier muss man
sich darauf verlassen, dass die
vorgeschriebenen Ausgleichs-
maßnahmen, berechnet nach
einem Punktesystem, das der
ökologischen Abwertung
durch die Maßnahme entspre-
chende Kompensationen ge-
genübergestellt, den ge-
wünschten Effekt haben.

Bemerkenswert ist noch,
dass die Untersuchung des
Waldes hinsichtlich des Vor-
kommens von (gefährdeten)
Tier- und Pflanzenarten fast
ausschließlich am Schreib-
tisch über die Klassifizierung
des betroffenen Ökosystems
erfolgte. Zufallsbeobachtun-
gen bei Begehungen haben
diesen Ergebnissen allerdings
auch nicht widersprochen.
Positiv ist die Einrichtung

eines relativ hoch qualifizier-
ten Betriebes, verbunden mit
entsprechenden Arbeitsplät-
zen.

g.k.

Fukushima 2013
Wenn die Katastrophe zum Normalzustand wird

Schrauberwerkstatt für den Berdelhafen

Feuerwehr – jetzt rollt’s besser!

Das Datum haben die Organi­
satorinnen des BPW­ Deutsch­
lands* mit Bedacht gewählt.
Denn um den durchschnittli­
chen Verdienst, den Männer im
Vorjahr bis zum 31. Dezember
erarbeitet haben, zu erhalten,
müssten Frauen mit gleicher
Qualifikation und Arbeitszeit
bis zum 21. März arbeiten.
Dabei haben die Frauen bei

Berufsabschlüssen die Nase

vorn, aber in führenden Posi-
tionen sind Frauen kaum zu
finden. Noch immer überneh-
men Frauen einen Großteil
der unbezahlten Arbeit in der
Familie, arbeiten häufiger in
Teilzeit und unterbrechen ihre
Berufstätigkeit. Das liegt
nicht selten an den fehlenden
Betreuungsmöglichkeiten für
Kinder, alte und kranke Men-
schen.

In diesem Jahr liegt der
Schwerpunkt im Gesundheits-
bereich, in dem Frauen 80
Prozent der Beschäftigten
stellen. Der Fachkräftemangel
ist in der Branche schon zu
spüren, damit dieser nicht in
Überlastung, mindere Qualität
oder ein nicht funktionieren-
des Pflege- und Gesundheits-
system mündet, müssen
attraktive Arbeitsbedingungen

und Löhne, die der hohen
Qualifikation entsprechen, er-
reicht werden.
Es wichtig, dass der alte

Slogan „Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit“ endlich Reali-
tät wird. Durch die 22 Prozent
Lohnunterschied und die Zei-
ten eingeschränkter Berufstä-
tigkeit, ist die finanzielle
Absicherung von Frauen in
Deutschland oft sehr be-

grenzt. Dabei ist ein selbstbe-
stimmtes Leben die beste
Vorbeugung gegen Gewalt
und Unterdrückung.

b. s.

*“Business and Professional

Women“ ist eine weltweite

Frauenorganisation, die sich

für die Chancengleichheit in

Beruf, Wirtschaft, Politik und

Gesellschaft einsetzt.

Equal Pay Day am 21. März 2013
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!

Jugendfeuerwehrarbeit im U3­Bereich
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Das regelmäßig stattfindende
Münsterlandtreffen der Müns­
terländer Grünen fand dieses
Mal am 4. März in Telgte, im Al­
ten Gasthof Seiling, statt. An­
wesend war auch Arndt
Klocke, der verkehrspolitische
Sprecher der Grünen Fraktion
in Düsseldorf. Arndt bearbeite­
te eines der zentralen Themen
des Treffens: die aktuelle Ver­
kehrspolitik in NRW und hier
insbesondere die Stärkung der
Radmobilität.
Die gegenwärtig zu beob-

achtende, generelle Hinwen-
dung auf das Fahrrad als
ernstzunehmendes Verkehrs-
mittel, verbunden mit der
starken Akzeptanz von E-
Bikes und Pedelecs in allen
Altersschichten führt zu ei-
nem regelrechten Boom des
Radverkehrs. Besonders
wichtig ist dabei, dass die
Entwicklung nicht (nur) auf
den Freizeitbereich begrenzt
ist, sondern - und das ist be-
sonders bemerkenswert - zu-
nehmend auch im
Berufsverkehr stattfindet.
Gerade diese Entwicklung,

die zu einer Verlagerung von
automobiler auf Fahrrad-Mo-
bilität führt, ist ein wichtiger
Baustein in der Energiewen-

de. Schließlich kann von einer
echten Energiewende nur
dann die Rede sein, wenn es
gelingt, den Individualverkehr
weg vom fossilen Öl auf re-
generative Energieträger um-
zulenken.
Das Zauberwort hier heißt

„E-Mobilität“. Verstanden
wird darunter vor allem das
Auto mit Elektro-Antrieb.
Arndt kritisierte jedoch das
ambitionierte Ziel im Pro-

grammentwurf der Grünen
zur Bundestagswahl, das bis
2020 eine Million E-Autos
auf die Straße bringen will.
Dieser Zahl, so Arndt Klocke,
stünden aber gegenwärtig we-
niger als 10.000 existierende
E-Autos gegenüber. Er plä-
dierte deshalb dafür, sich ver-
stärkt auf die Förderung der
Infrastruktur für E-Bikes zu
konzentrieren, denn hier sei
die Marke von einer Million
bereits erreicht - und das ohne
Subventionen. So müsse ein
Netz aus Fahrradstraßen und

Radschnellwegen geschaffen
oder ausgewiesen werden, um
insbesondere für die Wege bis
zehn oder fünfzehn Kilometer
eine effektive Alternative
auch für den Berufsverkehr zu
schaffen.
Dieses Ziel hat auch die

Landesregierung übernom-
men. Über Fördermaßnahmen
und einen Wettbewerb ver-
sucht das Verkehrsministeri-
um die Diskussion über
Radschnellwege in die Kom-
munen zu tragen. Vorbild für
das Münsterland ist hier mal
wieder der Kreis Steinfurt,
der auf Antrag der grünen
Kreistagsfraktion eine Poten-
zialstudie vorgestellt hat, die
die Verkehrsbeziehungen in-
nerhalb des Kreises und ins-
besondere zwischen den
südlich gelegenen Städten
und Münster ebenso darstellt,
wie auch bereits mögliche
Trassenführungen für Rad-
schnellwege.
Ein solcher Rückenwind ist

in Kreis Warendorf derzeit
noch nicht zu beobachten.
Erste Untersuchungen zu ei-
ner Strecke zwischen Telgte
und Münster liegen im Rah-
men von Diplomarbeiten der
Universität bereits vor und
unsere Fraktion ist mit den
Grünen in Münster in diesem

Zusammenhang im Gespräch.
Auch zwischen den Stadtver-
waltungen hat es bereits Kon-
takte gegeben.
Ob eine solche Planung be-

reits in den von der Landesre-
gierung ausgelobten und mit
beträchtlichen Fördermitteln
versehenen Wettbewerb ein-
gebracht werden kann ist
zweifelhaft, da der Abgabe-
termin für eine entsprechende
Grobplanung bereits im Juli
liegt und die Kapazitäten zu-
mindest des Telgter Bauamtes
durch die diversen Projekte in
der Stadtentwicklung gebun-
den sind. Auch der Einsatz fi-
nanzieller Mittel scheint in
Anbetracht der derzeitigen
Sperrvermerkpolitik der „an-
deren“ nicht wahrscheinlich.
Sicher ist aber, dass ein sol-

ches Projekt nicht unter „Ge-
döns“ zu verbuchen wäre.
Das Angebot, abseits von der
Bundesstraße über einen
Radschnellweg den Arbeits-
platz in kürzerer Zeit zu er-
reichen als mit dem Auto,
brächte eine Entlastungsfunk-
tion der B 64 mit sich. Eine
echte Alternative zu den vier-
spurigen Ausbaufantastereien,
die bei den knappen Mitteln
des Bundes derzeit zum
Glück ohnehin in immer wei-
tere Ferne rücken.

p. s. + g.k.

Keine Frage – es ist und
bleibt ein Kraftakt für die betei­
ligten Jugendämter, Städte
und die Träger der Einrichtun­
gen, den gesetzlichen Betreu­
ungsanspruch für die Kinder
ab dem ersten Lebensjahr vom
1. August 2013 an zu ermögli­
chen.
Wir haben in den letzten

Jahren immer beim zuständi-
gen Kreisjugendamt in Wa-
rendorf darauf hingewiesen –
auch nach Rückmeldungen
von Eltern zu bereits vorhan-
denen Engpässen, dass der
dafür erforderliche Ausbau
auch in Telgte rechtzeitig an-
gegangen werden muss. Ver-
misst haben wir z.B. eine
offensive Werbung und Infor-
mation für die Tätigkeit als
Tageseltern. Es scheint nun –
gemessen an den fehlenden
Plätzen in anderen Städten –
in Telgte im nächsten Kinder-

gartenjahr einigermaßen zu
funktionieren.
Bei genauerem Hinsehen

wird man aber doch nach-
denklich: Eine halbe Gruppe
zusätzlich zu den zwei neuen
in der Kita Kinderwelt (statt
Teamraum und zusätzlichem
Schlafraum); notwendige
„Umsiedelungen“ von Drei-
jährigen, um Platz für die jün-
geren Kinder zu machen; erst
jetzt die Planung der kath.
Kirchengemeinde, eine weite-
re Gruppe im Barbara-Kin-
dergarten anzubauen - wie
soll die bis August fertig sein?
Und bei all dem eine Vollbe-
legung aller Gruppen, bei der
man sich fragt, wohin die
Kinder sollen, die im Laufe
des kommenden Kindergar-
tenjahres noch einen Platz be-
nötigen, weil sie zuziehen
oder ihn nicht eineinhalb Jah-
re im Voraus absehen kön-

nen?
Wir teilen die Sorge vieler

Eltern, dass hier die Qualität
der Betreuung unter die Räder
gerät. Die bestmögliche Be-
gleitung der Kinder in ihren
ersten Lebensjahren ist ein
wesentlicher Grundstein für
alle weiteren Bildungsprozes-
se. In diesem Alter sind die
Kinder am meisten auf eine
gute Atmosphäre und verläss-
liche Beziehungen in ihrem
Umfeld angewiesen.
Sollte daher – möglicher-

weise zu Lasten einzelner Fa-
milien - nicht mehr Wert
darauf gelegt werden, dass
dies für alle betreuten Kinder
tatsächlich möglich ist, anstatt
schon jetzt die letzten freien
Räume, Plätze und notwendi-
gen Zeiten für einen indivi-
duellen Einsatz der
Erzieher/innen im Kindergar-
tenalltag zu verplanen?

k.m.

U3 ­ ganz ohne Geschrei?

Die Versorgung mit Wasser
gehört ohne Zweifel zu den
wichtigsten Aufgaben kommu­
naler Daseinsvorsorge.
Und ausgerechnet die Ver-

sorgung mit unserem Lebens-
mittel Nummer Eins ist jetzt
Gegenstand einer geplanten
EU-Versorgung, mit der die
Privatisierung der Wasserver-
sorgung vorangetrieben wer-
den soll. Zusammengefasst
verlangt die Richtlinie, dass
Kommunen ihre Wasserver-
sorgung öffentlich ausschrei-
ben müssen, sofern diese
Dienstleistung nicht zu min-
destens 80 Prozent innerhalb
der eigenen Kommune er-
bracht wird.
Was das für gemeindeüber-

greifende Versorger wie die
ETO bedeutet, lässt sich zur-
zeit noch nicht eindeutig sa-
gen. Jedoch muss auch hier
das Schlimmste - also die

Ausschreibungspflicht - be-
fürchtet werden.
Was Privatisierung in die-

sem Bereich bedeutet, lässt
sich dort, wo sie bereits statt-
gefunden hat, ersehen: explo-
dierende Preise bei
schlechterer Wasserqualität.
Die Versorgung mit Wasser

ist ein langfristig und auf
Nachhaltigkeit angelegtes
Geschäftsfeld. So schlagen
sich viele Sünden, etwa in der
Landwirtschaft, erst nach Jah-
ren oder gar Jahrzehnten in
der Wasserqualität nieder. Da-
her pflegen die hiesigen
Stadtwerke traditionell enge
Beziehungen zur Landwirt-
schaft, um nachhaltig gutes
Wasser liefern zu können.
Die eher mittel- oder gar

kurzfristigen Gewinninteres-
sen privater Investoren stehen
somit in krassem Widerspruch
zu der nachhaltigen angeleg-

ten Wasserversorgung.
Noch ist es nicht zu spät!

Die Grüne Bundestagsfrakti-
on kämpft gegen die Verord-
nung. Aber auch jeder
Einzelne kann tätig werden
unter http://www.right2wa-
ter.eu/.

p. s.

Nein, nein.... Sie sind nicht in
der Rubrik "Werbung von DSL­
Anbietern" gelandet, sondern
immer noch im Pöggsken.
Aber warum befasst sich die­
ses Print­Medium, also total
offline, eigentlich mit dem
schnurlosen Internet?
Dieser Artikel gehört doch

eigentlich mehr auf unsere
Facebook-Seite oder zumin-
dest auf unsere Website. Da
könnten Sie auch direkt auf
"Gefällt mir" klicken oder
einen Kommentar hinterlas-
sen.
Klar könnten Sie das, wenn

Sie zuhause sind und am
Schreibtisch sitzen. Und da
sind wir ja auch schon direkt
im Thema.
Die Idee, W-LAN am Schul-

zentrum, auf dem Marktplatz,
in der Stadtbücherei, im Frei-
bad, Im Rathaus, im Bürger-
haus und vielleicht auch in
den Linienbussen anzubieten,
entstand im Rahmen eines IT-
Workshops für Ratsmitglie-
der. Gefragt war eine IT Visi-
on für Telgte. Und was ist
visionärer als das Angebot
von W-LAN im öffentlichen
Raum?!
Als Beispiel sei nur das W-

LAN der Universität Münster
zu nennen. Überall in Hörsä-
len, Bibliotheken, Wohnhei-
men - aber zum Beispiel auch
am Aasee - befinden sich

Hotspots, die schnelles Inter-
net für registrierte Personen
zur Verfügung stellen.
Aber warum sollte Telgte,

immerhin noch ohne eigene
Uni, auch so ein Angebot
schaffen? Ist es nicht kontra-
produktiv, dass die jüngere
Generation permanent ein
Display vor dem Gesicht hat?
Da wird dieser Generation
schnell ihre Kommunikati-
onsfähigkeit abgesprochen.
Aber die junge Generation

unterhält sich schon. Eben nur
anders, als viele es gewohnt
sind. Es werden aber nicht nur
SMS, also Kurznachrichten,
ausgetauscht oder schnelle
Telefonate geführt.
Durch die Verbreitung von

Smartphones (also internetfä-
higen Handys) sind ganz an-
dere Wege entstanden. Da
gibt es nützliche Programme
wie "WhatsApp", bei denen
über das Internet kostenlos ei-
ne Nachricht, ein Bild oder
ein Video an einzelne oder
ganze Gruppen gesendet wer-
den kann. Auch die sozialen
Netzwerke haben längst ihren
Raum auf dem Handy einge-
nommen.
Für diese neue Form der

Kommunikation ist daher eine
Internetverbindung zwingend
erforderlich. Viele haben
schon eine Internetflatrate auf
dem Handy und sind daher

permanent am Kommunizie-
ren. Aber auch das ist gerade
für jüngere Menschen eine
Kostenfrage.
Am Gymnasium und an der

Realschule gibt es beispiels-
weise teilweise schon W-LAN
für die SchülerInnen. An der
Hauptschule ist dieses Ange-
bot nicht vorhanden. Und das
ist doch unfair. Ein einheitli-
ches und stabiles System, von
der Stadt aufgebaut, würde
hier Gerechtigkeit schaffen.
Am Schulzentrum könnte

der Anfang gemacht werden,
ein Pilotprojekt quasi. Wenn
es funktioniert, kann das An-
gebot auf weitere Bereiche
ausgeweitet werden. Die
RVM (Busunternehmen) bie-
tet beispielsweise auf der
Strecke von Münster nach
Everswinkel schon W-LAN in
ihren Bussen an. So kann
Wartezeit auch schnell pro-
duktiv genutzt werden.
Denn das Internet dient ja

neben der Kommunikation
auch der Information. Schnell
im Netz die neuesten Nach-
richten abrufen oder aber dem
Video-Stream (wie Fernsehen
nur im Internet) den Telgter
Ratssitzungen folgen, wäre
dann kein Problem mehr. Vor-
ausgesetzt natürlich, Sie ha-
ben ein Smartphone und
befinden sich im städtischen
W-LAN.

m.h.

W­LAN für alle und zwar sofort!
günther gumhold / pixelio.de

Grünes Treffen in Telgte
mit Arndt Klocke thematisiert Radschnellwege

Unser Wasser ­ öffentliches Gut oder Handelsware?
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Das regelmäßig stattfindende
Münsterlandtreffen der Müns­
terländer Grünen fand dieses
Mal am 4. März in Telgte, im Al­
ten Gasthof Seiling, statt. An­
wesend war auch Arndt
Klocke, der verkehrspolitische
Sprecher der Grünen Fraktion
in Düsseldorf. Arndt bearbeite­
te eines der zentralen Themen
des Treffens: die aktuelle Ver­
kehrspolitik in NRW und hier
insbesondere die Stärkung der
Radmobilität.
Die gegenwärtig zu beob-

achtende, generelle Hinwen-
dung auf das Fahrrad als
ernstzunehmendes Verkehrs-
mittel, verbunden mit der
starken Akzeptanz von E-
Bikes und Pedelecs in allen
Altersschichten führt zu ei-
nem regelrechten Boom des
Radverkehrs. Besonders
wichtig ist dabei, dass die
Entwicklung nicht (nur) auf
den Freizeitbereich begrenzt
ist, sondern - und das ist be-
sonders bemerkenswert - zu-
nehmend auch im
Berufsverkehr stattfindet.
Gerade diese Entwicklung,

die zu einer Verlagerung von
automobiler auf Fahrrad-Mo-
bilität führt, ist ein wichtiger
Baustein in der Energiewen-

de. Schließlich kann von einer
echten Energiewende nur
dann die Rede sein, wenn es
gelingt, den Individualverkehr
weg vom fossilen Öl auf re-
generative Energieträger um-
zulenken.
Das Zauberwort hier heißt

„E-Mobilität“. Verstanden
wird darunter vor allem das
Auto mit Elektro-Antrieb.
Arndt kritisierte jedoch das
ambitionierte Ziel im Pro-

grammentwurf der Grünen
zur Bundestagswahl, das bis
2020 eine Million E-Autos
auf die Straße bringen will.
Dieser Zahl, so Arndt Klocke,
stünden aber gegenwärtig we-
niger als 10.000 existierende
E-Autos gegenüber. Er plä-
dierte deshalb dafür, sich ver-
stärkt auf die Förderung der
Infrastruktur für E-Bikes zu
konzentrieren, denn hier sei
die Marke von einer Million
bereits erreicht - und das ohne
Subventionen. So müsse ein
Netz aus Fahrradstraßen und

Radschnellwegen geschaffen
oder ausgewiesen werden, um
insbesondere für die Wege bis
zehn oder fünfzehn Kilometer
eine effektive Alternative
auch für den Berufsverkehr zu
schaffen.
Dieses Ziel hat auch die

Landesregierung übernom-
men. Über Fördermaßnahmen
und einen Wettbewerb ver-
sucht das Verkehrsministeri-
um die Diskussion über
Radschnellwege in die Kom-
munen zu tragen. Vorbild für
das Münsterland ist hier mal
wieder der Kreis Steinfurt,
der auf Antrag der grünen
Kreistagsfraktion eine Poten-
zialstudie vorgestellt hat, die
die Verkehrsbeziehungen in-
nerhalb des Kreises und ins-
besondere zwischen den
südlich gelegenen Städten
und Münster ebenso darstellt,
wie auch bereits mögliche
Trassenführungen für Rad-
schnellwege.
Ein solcher Rückenwind ist

in Kreis Warendorf derzeit
noch nicht zu beobachten.
Erste Untersuchungen zu ei-
ner Strecke zwischen Telgte
und Münster liegen im Rah-
men von Diplomarbeiten der
Universität bereits vor und
unsere Fraktion ist mit den
Grünen in Münster in diesem

Zusammenhang im Gespräch.
Auch zwischen den Stadtver-
waltungen hat es bereits Kon-
takte gegeben.
Ob eine solche Planung be-

reits in den von der Landesre-
gierung ausgelobten und mit
beträchtlichen Fördermitteln
versehenen Wettbewerb ein-
gebracht werden kann ist
zweifelhaft, da der Abgabe-
termin für eine entsprechende
Grobplanung bereits im Juli
liegt und die Kapazitäten zu-
mindest des Telgter Bauamtes
durch die diversen Projekte in
der Stadtentwicklung gebun-
den sind. Auch der Einsatz fi-
nanzieller Mittel scheint in
Anbetracht der derzeitigen
Sperrvermerkpolitik der „an-
deren“ nicht wahrscheinlich.
Sicher ist aber, dass ein sol-

ches Projekt nicht unter „Ge-
döns“ zu verbuchen wäre.
Das Angebot, abseits von der
Bundesstraße über einen
Radschnellweg den Arbeits-
platz in kürzerer Zeit zu er-
reichen als mit dem Auto,
brächte eine Entlastungsfunk-
tion der B 64 mit sich. Eine
echte Alternative zu den vier-
spurigen Ausbaufantastereien,
die bei den knappen Mitteln
des Bundes derzeit zum
Glück ohnehin in immer wei-
tere Ferne rücken.

p. s. + g.k.

Keine Frage – es ist und
bleibt ein Kraftakt für die betei­
ligten Jugendämter, Städte
und die Träger der Einrichtun­
gen, den gesetzlichen Betreu­
ungsanspruch für die Kinder
ab dem ersten Lebensjahr vom
1. August 2013 an zu ermögli­
chen.
Wir haben in den letzten

Jahren immer beim zuständi-
gen Kreisjugendamt in Wa-
rendorf darauf hingewiesen –
auch nach Rückmeldungen
von Eltern zu bereits vorhan-
denen Engpässen, dass der
dafür erforderliche Ausbau
auch in Telgte rechtzeitig an-
gegangen werden muss. Ver-
misst haben wir z.B. eine
offensive Werbung und Infor-
mation für die Tätigkeit als
Tageseltern. Es scheint nun –
gemessen an den fehlenden
Plätzen in anderen Städten –
in Telgte im nächsten Kinder-

gartenjahr einigermaßen zu
funktionieren.
Bei genauerem Hinsehen

wird man aber doch nach-
denklich: Eine halbe Gruppe
zusätzlich zu den zwei neuen
in der Kita Kinderwelt (statt
Teamraum und zusätzlichem
Schlafraum); notwendige
„Umsiedelungen“ von Drei-
jährigen, um Platz für die jün-
geren Kinder zu machen; erst
jetzt die Planung der kath.
Kirchengemeinde, eine weite-
re Gruppe im Barbara-Kin-
dergarten anzubauen - wie
soll die bis August fertig sein?
Und bei all dem eine Vollbe-
legung aller Gruppen, bei der
man sich fragt, wohin die
Kinder sollen, die im Laufe
des kommenden Kindergar-
tenjahres noch einen Platz be-
nötigen, weil sie zuziehen
oder ihn nicht eineinhalb Jah-
re im Voraus absehen kön-

nen?
Wir teilen die Sorge vieler

Eltern, dass hier die Qualität
der Betreuung unter die Räder
gerät. Die bestmögliche Be-
gleitung der Kinder in ihren
ersten Lebensjahren ist ein
wesentlicher Grundstein für
alle weiteren Bildungsprozes-
se. In diesem Alter sind die
Kinder am meisten auf eine
gute Atmosphäre und verläss-
liche Beziehungen in ihrem
Umfeld angewiesen.
Sollte daher – möglicher-

weise zu Lasten einzelner Fa-
milien - nicht mehr Wert
darauf gelegt werden, dass
dies für alle betreuten Kinder
tatsächlich möglich ist, anstatt
schon jetzt die letzten freien
Räume, Plätze und notwendi-
gen Zeiten für einen indivi-
duellen Einsatz der
Erzieher/innen im Kindergar-
tenalltag zu verplanen?

k.m.

U3 ­ ganz ohne Geschrei?

Die Versorgung mit Wasser
gehört ohne Zweifel zu den
wichtigsten Aufgaben kommu­
naler Daseinsvorsorge.
Und ausgerechnet die Ver-

sorgung mit unserem Lebens-
mittel Nummer Eins ist jetzt
Gegenstand einer geplanten
EU-Versorgung, mit der die
Privatisierung der Wasserver-
sorgung vorangetrieben wer-
den soll. Zusammengefasst
verlangt die Richtlinie, dass
Kommunen ihre Wasserver-
sorgung öffentlich ausschrei-
ben müssen, sofern diese
Dienstleistung nicht zu min-
destens 80 Prozent innerhalb
der eigenen Kommune er-
bracht wird.
Was das für gemeindeüber-

greifende Versorger wie die
ETO bedeutet, lässt sich zur-
zeit noch nicht eindeutig sa-
gen. Jedoch muss auch hier
das Schlimmste - also die

Ausschreibungspflicht - be-
fürchtet werden.
Was Privatisierung in die-

sem Bereich bedeutet, lässt
sich dort, wo sie bereits statt-
gefunden hat, ersehen: explo-
dierende Preise bei
schlechterer Wasserqualität.
Die Versorgung mit Wasser

ist ein langfristig und auf
Nachhaltigkeit angelegtes
Geschäftsfeld. So schlagen
sich viele Sünden, etwa in der
Landwirtschaft, erst nach Jah-
ren oder gar Jahrzehnten in
der Wasserqualität nieder. Da-
her pflegen die hiesigen
Stadtwerke traditionell enge
Beziehungen zur Landwirt-
schaft, um nachhaltig gutes
Wasser liefern zu können.
Die eher mittel- oder gar

kurzfristigen Gewinninteres-
sen privater Investoren stehen
somit in krassem Widerspruch
zu der nachhaltigen angeleg-

ten Wasserversorgung.
Noch ist es nicht zu spät!

Die Grüne Bundestagsfrakti-
on kämpft gegen die Verord-
nung. Aber auch jeder
Einzelne kann tätig werden
unter http://www.right2wa-
ter.eu/.

p. s.

Nein, nein.... Sie sind nicht in
der Rubrik "Werbung von DSL­
Anbietern" gelandet, sondern
immer noch im Pöggsken.
Aber warum befasst sich die­
ses Print­Medium, also total
offline, eigentlich mit dem
schnurlosen Internet?
Dieser Artikel gehört doch

eigentlich mehr auf unsere
Facebook-Seite oder zumin-
dest auf unsere Website. Da
könnten Sie auch direkt auf
"Gefällt mir" klicken oder
einen Kommentar hinterlas-
sen.
Klar könnten Sie das, wenn

Sie zuhause sind und am
Schreibtisch sitzen. Und da
sind wir ja auch schon direkt
im Thema.
Die Idee, W-LAN am Schul-

zentrum, auf dem Marktplatz,
in der Stadtbücherei, im Frei-
bad, Im Rathaus, im Bürger-
haus und vielleicht auch in
den Linienbussen anzubieten,
entstand im Rahmen eines IT-
Workshops für Ratsmitglie-
der. Gefragt war eine IT Visi-
on für Telgte. Und was ist
visionärer als das Angebot
von W-LAN im öffentlichen
Raum?!
Als Beispiel sei nur das W-

LAN der Universität Münster
zu nennen. Überall in Hörsä-
len, Bibliotheken, Wohnhei-
men - aber zum Beispiel auch
am Aasee - befinden sich

Hotspots, die schnelles Inter-
net für registrierte Personen
zur Verfügung stellen.
Aber warum sollte Telgte,

immerhin noch ohne eigene
Uni, auch so ein Angebot
schaffen? Ist es nicht kontra-
produktiv, dass die jüngere
Generation permanent ein
Display vor dem Gesicht hat?
Da wird dieser Generation
schnell ihre Kommunikati-
onsfähigkeit abgesprochen.
Aber die junge Generation

unterhält sich schon. Eben nur
anders, als viele es gewohnt
sind. Es werden aber nicht nur
SMS, also Kurznachrichten,
ausgetauscht oder schnelle
Telefonate geführt.
Durch die Verbreitung von

Smartphones (also internetfä-
higen Handys) sind ganz an-
dere Wege entstanden. Da
gibt es nützliche Programme
wie "WhatsApp", bei denen
über das Internet kostenlos ei-
ne Nachricht, ein Bild oder
ein Video an einzelne oder
ganze Gruppen gesendet wer-
den kann. Auch die sozialen
Netzwerke haben längst ihren
Raum auf dem Handy einge-
nommen.
Für diese neue Form der

Kommunikation ist daher eine
Internetverbindung zwingend
erforderlich. Viele haben
schon eine Internetflatrate auf
dem Handy und sind daher

permanent am Kommunizie-
ren. Aber auch das ist gerade
für jüngere Menschen eine
Kostenfrage.
Am Gymnasium und an der

Realschule gibt es beispiels-
weise teilweise schon W-LAN
für die SchülerInnen. An der
Hauptschule ist dieses Ange-
bot nicht vorhanden. Und das
ist doch unfair. Ein einheitli-
ches und stabiles System, von
der Stadt aufgebaut, würde
hier Gerechtigkeit schaffen.
Am Schulzentrum könnte

der Anfang gemacht werden,
ein Pilotprojekt quasi. Wenn
es funktioniert, kann das An-
gebot auf weitere Bereiche
ausgeweitet werden. Die
RVM (Busunternehmen) bie-
tet beispielsweise auf der
Strecke von Münster nach
Everswinkel schon W-LAN in
ihren Bussen an. So kann
Wartezeit auch schnell pro-
duktiv genutzt werden.
Denn das Internet dient ja

neben der Kommunikation
auch der Information. Schnell
im Netz die neuesten Nach-
richten abrufen oder aber dem
Video-Stream (wie Fernsehen
nur im Internet) den Telgter
Ratssitzungen folgen, wäre
dann kein Problem mehr. Vor-
ausgesetzt natürlich, Sie ha-
ben ein Smartphone und
befinden sich im städtischen
W-LAN.

m.h.

W­LAN für alle und zwar sofort!
günther gumhold / pixelio.de

Grünes Treffen in Telgte
mit Arndt Klocke thematisiert Radschnellwege
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Um Kunden und Touristen in
die Stadt zu holen, bieten viele
Städte, so auch Telgte, mehre­
re verkaufsoffene Sonntage im
Jahr an. Den Besuchern wird
an diesen Tagen ein aktives
Einkaufserlebnis mit fachkun­
diger Beratung als Alternative
zum Online­shopping geboten.
Verkaufsoffene Sonntage sind
oft zeitgleich mit Veranstaltun­
gen, wie z. B. „Komm auf die
Wiese Luise“, das Frühlings­
fest in Telgte.
Die auswärtigen Besucher

haben an den verkaufsoffenen
Sonntagen die Gelegenheit,
sich ein Bild von den Ange-
boten in Telgte zu machen
und die Eine oder der Andere

wird – von der individuellen
Beratung in den Geschäften
überzeugt – auch ein weiteres
Mal den Weg in die Emsstadt
finden.
Die Zahl der verkaufsoffe-

nen Sonntage sind in Telgte
auf folgende Tage im Jahr be-
schränkt:
am 14. 04. 2013 im Stadt-
teil Westbevern,
am 05. 05. 2013 im Stadt-
teil Telgte,
am 02. 06. 2013 im Gewer-
begebiet Orkotten,
am 08. 09. 2013 im gesam-
ten Stadtgebiet,
am 06. 10. 2013 im gesam-
ten Stadtgebiet außer Or-
kotten,

am 08. 1 2. 2013 im Stadt-
teil Westbevern und
am 15. 1 2. 2013 im Stadt-
teil Telgte.
Neben den verkaufsoffenen

Sonntagen bietet die Telgter
Hanse weitere Aktionen, wie
z. B.
am 25. 04. 2013 „Telgte –
alles außer gewöhnlich“,
einen verkaufsoffenen

Abend bis 22 Uhr an.
Damit bleibt Telgte als Tou-

ristenziel und Einkaufsstadt
interessant und sichert den
Erhalt des vorhandenen viel-
fältigen Warenangebots mit
kompetenter Fachberatung.

v. k.

Hurra, wir sind Sekundar­
schule, aber ach, wir müssen
umbauen?!
Nun gut, ein großes Wun-

dern gibt es nicht wirklich.
Eigentlich wurde schon wäh-
rend der gesamten Zeit, in der
über die Schulentwicklung in
Telgte diskutiert und die Ent-
scheidung für die Sekundar-
schule getroffen wurde,
deutlich gemacht, dass eine
neue Schulform auch andere
bauliche Voraussetzungen
braucht. Die Haushaltsbera-
tungen haben gezeigt, dass
sich die anderen Fraktionen
offenbar darüber wundern:
Wer hätte gedacht, dass das
auch Geld kostet?
Jetzt kommt der Bürger-

meister in seinem Haushalts-
planentwurf aus heiterem
Himmel mit Planungskosten
um die Ecke. Planen? Brau-
chen wir das wirklich?
Am Berliner Flughafen, am

Stuttgarter Bahnhof und am
Staatsarchiv in Duisburg hat
man doch auch erst mal ein-
fach angefangen. Wozu brau-
chen wir Planungskosten von
60.000 Euro für eine Pausen-
halle? Da kommt doch der
Verdacht auf, dass der Bür-
germeister wissen möchte, wo
wir am Ende hin wollen, und
das schon vor Baubeginn!
Wir halten es für wichtig,

dass die ca. 90 Schülerinnen
und Schüler, die im Sommer
die ersten Schritte in der Se-
kundarschule machen, nicht
nur Bekenntnisse, sondern
auch Taten der Stadt erkennen
können. Ein erster wichtiger
Schritt, der auch die Barriere-
freiheit garantieren soll, ist
der Umbau der Pausenhalle
als Herzstück der neuen
Schule. Sie soll alle Bereiche
funktional miteinander ver-
binden und als zentraler
Treffpunkt zur Identifikation

mit der Schule beitragen. Zu-
sätzlich sollen auch die aus-
laufenden Schulen mit
berücksichtigt werden.

Tatsächlich ist dies nicht nur
die Umgestaltung einer Pau-
senhalle, sondern die zentrale
Umbaumaßnahme zur Sekun-

darschule, für die eine Bau-
summe von 2,5 Mio. Euro
kalkuliert wird. Eine Menge
Geld, bei der sich eine sorg-
fältige Planung lohnen sollte.
Jetzt hat diese Position durch
die Bedenken der anderen
Fraktionen erst mal einen
Sperrvermerk, was einzig zur
Folge haben wird, dass die
Planung bis dahin auf der
Bremse steht.
Es sind erneute Vorlagen

und Debatten erforderlich, um
diesen wieder aufzuheben,
denn die Notwendigkeit der
Baumaßnahme liegt ebenso
auf der Hand, wie die der
Planung. Alle weiteren Bau-
maßnahmen sind noch nicht
beschlossen und sollen nach
und nach erörtert werden.

g.k.

Mit großer Mehrheit wurden
in den vergangenen Jahren die
Planungen und Beschlüsse zu
den großen Infrastrukturpro-
jekten in Telgte getragen. Se-
kundarschule, Integriertes
Handlungs- und Entwick-
lungskonzept mit Neuordnung
Orkotten und die Neuaufstel-
lung der Feuerwehr sind, mit
Unterschieden in den Details,

von CDU, Grünen und SPD,
teils auch mit Unterstützung
der FDP auf den Weg ge-
bracht worden.
Dies spiegelte sich aber kei-

neswegs in der Sitzung des
Finanzausschusses zum Haus-
halt 2013 wider, denn dort ha-
gelte es Sperrvermerke. Ein
Sperrvermerk hinter einer
Haushaltsposition bewirkt,

dass das Geld zwar im Haus-
haltsplan bereit gestellt wird,
dieses Geld aber erst in dem
zuständigen Ausschuss freige-
geben werden muss. Auf
Sperrvermerke zielten insge-
samt 11 Anträge. Am gravie-
rendsten sind diese an den
Stellen, an denen sie in lau-
fende Prozesse eingreifen,
wie im Schulzentrum, im Or-

kotten, an der Don-Bosco-
Schule oder bei der Planung
eines ebenerdigen Bahnüber-
ganges im Bahnhofsbereich.
Aber worin liegt der Nutzen

dieser Sperrvermerke, die sich
fast durchgehend auf Planun-
gen beziehen, die gemeinsam
auf den Weg gebracht wur-
den? Der Verdacht liegt nahe,
dass damit lediglich Punkte

geschaffen werden, an denen
die Parteien sich im herauf
ziehenden Wahlkampf profi-
lieren können. Und das letzt-
endlich auf Kosten der
Allgemeinheit, die die zu-
sätzliche und überflüssige Ar-
beit der Verwaltung wird
bezahlen müssen. Sparsames
Haushalten sieht anders aus.

g.k.

Wer will nochmal, wer hat
noch nicht?
Im Herzen Telgtes, nah gele-

gen zum Planungsgebiet Alt-
stadt-Süd, umgeben vom Flair
einer florierenden Altstadt
bieten wir Ihnen ein dreistö-
ckiges historische Gebäude zu
dem Preis, den Sie bieten. Sie
können damit machen, was
sie wollen -
wenn es nach dem Willen

von CDU und FDP geht!
Ganz richtig schreibt die
CDU in ihrem Antrag zum Fi-
nanzausschuss: „Die Potentia-
le und Möglichkeiten hier
sind schon seit Jahren nur un-
zureichend genutzt worden“.

Völlig falsch ist allerdings
der Gedanke, dass sich dies
durch einen Verkauf ohne
weitere Vorgaben zwangsläu-
fig verbessern würde.
Zugegeben, die Perle ist

noch in der Auster. Aber die
auch von der CDU erkannten
Möglichkeiten und Potentiale
sind vorhanden und sollten
einer Nutzung zugeführt wer-
den, die im Interesse der Stadt
liegt und nicht in der eines/r
Investor/in. Und hier sollten
wir auch anpacken und über-
legen, wie die guten Ansätze,
die im ehrenamtlichen Be-
reich ja bereits vorhanden
sind, gefördert und unterstützt

werden können?
Was zeigt der Antrag und

seine Verabschiedung? Wie
tief die Wertschätzung eines
solchen Standortes inmitten
unserer Altstadt in einigen
Kreisen des Rates hängt, wie
wenig Vertrauen die selben
Leute in die Wirksamkeit des
Integrierten Handlungs- und
Entwicklungskonzeptes
(IHEK) haben und schließlich
auch, dass der Finanzaus-
schuss nicht entsprechend der
Mehrheiten im Rat besetzt ist.
Im Rat wäre der Antrag mit
den Stimmen der Grünen und
der SPD nämlich abgelehnt
worden.

g.k.

Gerade in jüngerer Zeit wird
im Zuge der verbindlichen Ein­
führung sogenannter „Bio­
Treibstoffe“ vermehrt der Kon­
flikt zwischen „Teller und
Tank“ beschworen. Dabei wird
völlig übersehen, dass ­ zu­
mindest bislang ­ der Konflikt
zwischen „Teller und Trog“, al­
so der Flächenverbrauch zur
Futtererzeugung für die Flei­
schindustrie, immer noch
deutlich größer ist.
So dienen - je nach Studie -

zwischen 70 und 80 Prozent
der landwirtschaftlichen
Nutzfläche der Tierhaltung.
Allein die Futterproduktion
benötigt weltweit ca. 33 Pro-
zent der Ackerfläche. Und der
Bedarf an Fleisch weltweit
wächst weiter ungebremst.
Wie groß die mögliche Er-

sparnis an Bodenverbrauch

wäre, wenn weniger Fleisch
konsumiert und damit auch
weniger produziert werden
würde, zeigen schon die Fut-
terverwertungskennzahlen der
einzelnen Tierarten. So benö-
tigt ein Schwein ca. drei Kilo-
gramm hochwertiges Futter,
um ein Kilo Gewicht zuzule-
gen. Bei Rindern bzw. Bullen
ist es noch mehr. Insgesamt
liegt beispielsweise der Flä-
chenverbrauch für ein Kilo-
gramm Rindfleisch zwischen
27 und 49 Quadratmeter; für
ein Kilogramm Kartoffeln be-
nötigt man dagegen gerade
einmal 0,2 Quadratmeter.
Selbst Eier benötigen mit vier
bis sechs Quadratmeter pro
Kilogramm noch mehr als
Weizen mit ca. 1 ,4 Quadrat-
metern.
Die Konsequenzen dieses

enormen und weiterhin an-
steigenden Flächenbedarfs
sind vielfältig:
- Zur Futtererzeugung müs-
sen immer weitere Gebiete
des tropischen Regenwald
und anderer ökologisch
wertvoller Naturgebiete
umgenutzt werden - mit fa-
talen Auswirkungen auf
CO2-Haushalt der Erde
und die dadurch bewirkte
Klimaänderung.

- Die Versorgung der immer
noch wachsenden Weltbe-
völkerung mit ausreichend
Nahrung ist nicht gewähr-
leistet. Selbst klimatisch
und geographisch begüns-
tigte Länder wie Deutsch-
land haben nicht genügend
eigene Flächen und müssen
einen Großteil des benötig-
ten Futters importieren. Die

dazu notwendigen Trans-
porte wiederum verstärken
noch den negativen Klima-
effekt.
Insgesamt lässt sich feststel-

len, dass gerade der hohe An-
teil an tierischen Produkten in
der Ernährung - und hier vor
allem von Fleisch - mit einer

nachhaltigen Nutzung unserer
globalen Ressourcen unver-
einbar ist. Nicht zuletzt durch
diesen hohen Fleischkonsum
„verbrauchen“ wir zurzeit das
Eineinhalbfache unserer Erde
- mit weiterhin steigender
Tendenz.

p. s.

Massentierhaltung: Fleisch frisst Boden

Sekundarschule ­ planlos durch Sperrvermerk?

Telgte ­ 775 Jahre: Jubiläum ei­
ner tollen Stadt Telgte
Am 24. Februar hat die erste

Telgter Vereins- und Ehren-
amtsbörse mit einer überragen-
den Resonanz und Beteiligung
aus der Bürgerschaft stattge-
funden. Mehr als 60 Vereine,
Gruppen, Institutionen und Or-
ganisationen präsentierten im
Bürgerhaus ihre Aufgabenfel-
der und ihre Themen, stellten
Ideen für ehrenamtlichen Ein-
satz vor und nutzten die Gele-
genheit zur Kontaktaufnahme
untereinander und zur Vernet-
zung ihrer Aktivitäten.
Das ehrenamtliche Engage-

ment in Telgte ist außerge-
wöhnlich und hinsichtlich der
Anzahl ehrenamtlich aktiver
Menschen und der hohen Kon-
tinuität der Vereinsarbeit weit
überdurchschnittlich. Dieses
Engagement macht viel für die
Lebendigkeit und Liebenswür-
digkeit unserer Stadt aus, und
es zeigt die hohe Bereitschaft
ganz vieler Menschen in Telgte,
sich für andere einzusetzen.
Darauf kann die Stadt Telgte

im Jahr des Stadtjubiläums mit
Recht stolz sein. Rat und Ver-
waltung haben ihre Wertschät-
zung dafür zum Ausdruck
gebracht und unterstützen das
ehrenamtliche Engagement
durch koordinierende Arbeiten,
durch die Ehrenamtskarte so-
wie durch finanzielle Unterstüt-
zung im Rahmen der
Möglichkeiten. Und die Stadt
Telgte hat allen Grund, für die-

ses tolle Engagement dankbar
zu sein.
Beim offiziellen Auftakt zum

Jubiläumsjahr habe ich im
Rahmen des Neujahrsempfangs
versucht deutlich zu machen,
dass dies ein wichtiger Teil der
Stärken und der Potenziale
Telgtes ausmacht:
- Unsere Stärke ist die moder-
ne und weltoffene Gestal-
tung der Zukunft unserer
Stadt.

- Unsere Stärke ist die Offen-
heit für Neues und für alle
Menschen, die sich an dieser
positiven Gestaltung beteili-
gen.

- Unsere Stärke ist das Enga-
gement und die Kreativität
unserer Bürgerinnen und
Bürger.

- Unsere Stärke ist der un-
glaubliche ehrenamtliche
Einsatz der Menschen in den
Vereinen und Verbänden, in
karitativen Zusammenhän-
gen oder in den Nachbar-
schaften, den
Wohnquartieren und in den
Ortsteilen.

- Unsere Stärke ist der Zusam-
menhalt und das Wir-Gefühl
der Telgterinnen und Telgter.

- Unsere Stärke ist die Begeis-
terung, das „Herzblut“ und
die Einsatzbereitschaft für
die Anliegen unserer Stadt.

- Unsere Stärke ist, dass wir
Telgte sind!
Insofern ist das Stadtjubiläum

775 Jahre Stadt Telgte aus mei-
ner Sicht nicht nur ein Anlass,
in die lange Geschichte unserer
Stadt zurückzuschauen. Es ist
ein Anlass und eine gute Mög-
lichkeit, sich der Stärken und
der positiven Potenziale der
Stadt und ihrer Menschen zu
vergewissern und dies für den
Fortbestand und die Stärkung
des Gemeinwesens und einer
solidarischen Stadtgesellschaft
zu nutzen. 775 Jahre sind das
Jubiläum einer tollen Stadt
Telgte!
Ihr wolfgang pieper

Kleine Kolumne

Wer „A“ sagt, muss auch „Sperrvermerk“ sagen.
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Um Kunden und Touristen in
die Stadt zu holen, bieten viele
Städte, so auch Telgte, mehre­
re verkaufsoffene Sonntage im
Jahr an. Den Besuchern wird
an diesen Tagen ein aktives
Einkaufserlebnis mit fachkun­
diger Beratung als Alternative
zum Online­shopping geboten.
Verkaufsoffene Sonntage sind
oft zeitgleich mit Veranstaltun­
gen, wie z. B. „Komm auf die
Wiese Luise“, das Frühlings­
fest in Telgte.
Die auswärtigen Besucher

haben an den verkaufsoffenen
Sonntagen die Gelegenheit,
sich ein Bild von den Ange-
boten in Telgte zu machen
und die Eine oder der Andere

wird – von der individuellen
Beratung in den Geschäften
überzeugt – auch ein weiteres
Mal den Weg in die Emsstadt
finden.
Die Zahl der verkaufsoffe-

nen Sonntage sind in Telgte
auf folgende Tage im Jahr be-
schränkt:
am 14. 04. 2013 im Stadt-
teil Westbevern,
am 05. 05. 2013 im Stadt-
teil Telgte,
am 02. 06. 2013 im Gewer-
begebiet Orkotten,
am 08. 09. 2013 im gesam-
ten Stadtgebiet,
am 06. 10. 2013 im gesam-
ten Stadtgebiet außer Or-
kotten,

am 08. 1 2. 2013 im Stadt-
teil Westbevern und
am 15. 1 2. 2013 im Stadt-
teil Telgte.
Neben den verkaufsoffenen

Sonntagen bietet die Telgter
Hanse weitere Aktionen, wie
z. B.
am 25. 04. 2013 „Telgte –
alles außer gewöhnlich“,
einen verkaufsoffenen

Abend bis 22 Uhr an.
Damit bleibt Telgte als Tou-

ristenziel und Einkaufsstadt
interessant und sichert den
Erhalt des vorhandenen viel-
fältigen Warenangebots mit
kompetenter Fachberatung.

v. k.

Hurra, wir sind Sekundar­
schule, aber ach, wir müssen
umbauen?!
Nun gut, ein großes Wun-

dern gibt es nicht wirklich.
Eigentlich wurde schon wäh-
rend der gesamten Zeit, in der
über die Schulentwicklung in
Telgte diskutiert und die Ent-
scheidung für die Sekundar-
schule getroffen wurde,
deutlich gemacht, dass eine
neue Schulform auch andere
bauliche Voraussetzungen
braucht. Die Haushaltsbera-
tungen haben gezeigt, dass
sich die anderen Fraktionen
offenbar darüber wundern:
Wer hätte gedacht, dass das
auch Geld kostet?
Jetzt kommt der Bürger-

meister in seinem Haushalts-
planentwurf aus heiterem
Himmel mit Planungskosten
um die Ecke. Planen? Brau-
chen wir das wirklich?
Am Berliner Flughafen, am

Stuttgarter Bahnhof und am
Staatsarchiv in Duisburg hat
man doch auch erst mal ein-
fach angefangen. Wozu brau-
chen wir Planungskosten von
60.000 Euro für eine Pausen-
halle? Da kommt doch der
Verdacht auf, dass der Bür-
germeister wissen möchte, wo
wir am Ende hin wollen, und
das schon vor Baubeginn!
Wir halten es für wichtig,

dass die ca. 90 Schülerinnen
und Schüler, die im Sommer
die ersten Schritte in der Se-
kundarschule machen, nicht
nur Bekenntnisse, sondern
auch Taten der Stadt erkennen
können. Ein erster wichtiger
Schritt, der auch die Barriere-
freiheit garantieren soll, ist
der Umbau der Pausenhalle
als Herzstück der neuen
Schule. Sie soll alle Bereiche
funktional miteinander ver-
binden und als zentraler
Treffpunkt zur Identifikation

mit der Schule beitragen. Zu-
sätzlich sollen auch die aus-
laufenden Schulen mit
berücksichtigt werden.

Tatsächlich ist dies nicht nur
die Umgestaltung einer Pau-
senhalle, sondern die zentrale
Umbaumaßnahme zur Sekun-

darschule, für die eine Bau-
summe von 2,5 Mio. Euro
kalkuliert wird. Eine Menge
Geld, bei der sich eine sorg-
fältige Planung lohnen sollte.
Jetzt hat diese Position durch
die Bedenken der anderen
Fraktionen erst mal einen
Sperrvermerk, was einzig zur
Folge haben wird, dass die
Planung bis dahin auf der
Bremse steht.
Es sind erneute Vorlagen

und Debatten erforderlich, um
diesen wieder aufzuheben,
denn die Notwendigkeit der
Baumaßnahme liegt ebenso
auf der Hand, wie die der
Planung. Alle weiteren Bau-
maßnahmen sind noch nicht
beschlossen und sollen nach
und nach erörtert werden.

g.k.

Mit großer Mehrheit wurden
in den vergangenen Jahren die
Planungen und Beschlüsse zu
den großen Infrastrukturpro-
jekten in Telgte getragen. Se-
kundarschule, Integriertes
Handlungs- und Entwick-
lungskonzept mit Neuordnung
Orkotten und die Neuaufstel-
lung der Feuerwehr sind, mit
Unterschieden in den Details,

von CDU, Grünen und SPD,
teils auch mit Unterstützung
der FDP auf den Weg ge-
bracht worden.
Dies spiegelte sich aber kei-

neswegs in der Sitzung des
Finanzausschusses zum Haus-
halt 2013 wider, denn dort ha-
gelte es Sperrvermerke. Ein
Sperrvermerk hinter einer
Haushaltsposition bewirkt,

dass das Geld zwar im Haus-
haltsplan bereit gestellt wird,
dieses Geld aber erst in dem
zuständigen Ausschuss freige-
geben werden muss. Auf
Sperrvermerke zielten insge-
samt 11 Anträge. Am gravie-
rendsten sind diese an den
Stellen, an denen sie in lau-
fende Prozesse eingreifen,
wie im Schulzentrum, im Or-

kotten, an der Don-Bosco-
Schule oder bei der Planung
eines ebenerdigen Bahnüber-
ganges im Bahnhofsbereich.
Aber worin liegt der Nutzen

dieser Sperrvermerke, die sich
fast durchgehend auf Planun-
gen beziehen, die gemeinsam
auf den Weg gebracht wur-
den? Der Verdacht liegt nahe,
dass damit lediglich Punkte

geschaffen werden, an denen
die Parteien sich im herauf
ziehenden Wahlkampf profi-
lieren können. Und das letzt-
endlich auf Kosten der
Allgemeinheit, die die zu-
sätzliche und überflüssige Ar-
beit der Verwaltung wird
bezahlen müssen. Sparsames
Haushalten sieht anders aus.

g.k.

Wer will nochmal, wer hat
noch nicht?
Im Herzen Telgtes, nah gele-

gen zum Planungsgebiet Alt-
stadt-Süd, umgeben vom Flair
einer florierenden Altstadt
bieten wir Ihnen ein dreistö-
ckiges historische Gebäude zu
dem Preis, den Sie bieten. Sie
können damit machen, was
sie wollen -
wenn es nach dem Willen

von CDU und FDP geht!
Ganz richtig schreibt die
CDU in ihrem Antrag zum Fi-
nanzausschuss: „Die Potentia-
le und Möglichkeiten hier
sind schon seit Jahren nur un-
zureichend genutzt worden“.

Völlig falsch ist allerdings
der Gedanke, dass sich dies
durch einen Verkauf ohne
weitere Vorgaben zwangsläu-
fig verbessern würde.
Zugegeben, die Perle ist

noch in der Auster. Aber die
auch von der CDU erkannten
Möglichkeiten und Potentiale
sind vorhanden und sollten
einer Nutzung zugeführt wer-
den, die im Interesse der Stadt
liegt und nicht in der eines/r
Investor/in. Und hier sollten
wir auch anpacken und über-
legen, wie die guten Ansätze,
die im ehrenamtlichen Be-
reich ja bereits vorhanden
sind, gefördert und unterstützt

werden können?
Was zeigt der Antrag und

seine Verabschiedung? Wie
tief die Wertschätzung eines
solchen Standortes inmitten
unserer Altstadt in einigen
Kreisen des Rates hängt, wie
wenig Vertrauen die selben
Leute in die Wirksamkeit des
Integrierten Handlungs- und
Entwicklungskonzeptes
(IHEK) haben und schließlich
auch, dass der Finanzaus-
schuss nicht entsprechend der
Mehrheiten im Rat besetzt ist.
Im Rat wäre der Antrag mit
den Stimmen der Grünen und
der SPD nämlich abgelehnt
worden.

g.k.

Gerade in jüngerer Zeit wird
im Zuge der verbindlichen Ein­
führung sogenannter „Bio­
Treibstoffe“ vermehrt der Kon­
flikt zwischen „Teller und
Tank“ beschworen. Dabei wird
völlig übersehen, dass ­ zu­
mindest bislang ­ der Konflikt
zwischen „Teller und Trog“, al­
so der Flächenverbrauch zur
Futtererzeugung für die Flei­
schindustrie, immer noch
deutlich größer ist.
So dienen - je nach Studie -

zwischen 70 und 80 Prozent
der landwirtschaftlichen
Nutzfläche der Tierhaltung.
Allein die Futterproduktion
benötigt weltweit ca. 33 Pro-
zent der Ackerfläche. Und der
Bedarf an Fleisch weltweit
wächst weiter ungebremst.
Wie groß die mögliche Er-

sparnis an Bodenverbrauch

wäre, wenn weniger Fleisch
konsumiert und damit auch
weniger produziert werden
würde, zeigen schon die Fut-
terverwertungskennzahlen der
einzelnen Tierarten. So benö-
tigt ein Schwein ca. drei Kilo-
gramm hochwertiges Futter,
um ein Kilo Gewicht zuzule-
gen. Bei Rindern bzw. Bullen
ist es noch mehr. Insgesamt
liegt beispielsweise der Flä-
chenverbrauch für ein Kilo-
gramm Rindfleisch zwischen
27 und 49 Quadratmeter; für
ein Kilogramm Kartoffeln be-
nötigt man dagegen gerade
einmal 0,2 Quadratmeter.
Selbst Eier benötigen mit vier
bis sechs Quadratmeter pro
Kilogramm noch mehr als
Weizen mit ca. 1 ,4 Quadrat-
metern.
Die Konsequenzen dieses

enormen und weiterhin an-
steigenden Flächenbedarfs
sind vielfältig:
- Zur Futtererzeugung müs-
sen immer weitere Gebiete
des tropischen Regenwald
und anderer ökologisch
wertvoller Naturgebiete
umgenutzt werden - mit fa-
talen Auswirkungen auf
CO2-Haushalt der Erde
und die dadurch bewirkte
Klimaänderung.

- Die Versorgung der immer
noch wachsenden Weltbe-
völkerung mit ausreichend
Nahrung ist nicht gewähr-
leistet. Selbst klimatisch
und geographisch begüns-
tigte Länder wie Deutsch-
land haben nicht genügend
eigene Flächen und müssen
einen Großteil des benötig-
ten Futters importieren. Die

dazu notwendigen Trans-
porte wiederum verstärken
noch den negativen Klima-
effekt.
Insgesamt lässt sich feststel-

len, dass gerade der hohe An-
teil an tierischen Produkten in
der Ernährung - und hier vor
allem von Fleisch - mit einer

nachhaltigen Nutzung unserer
globalen Ressourcen unver-
einbar ist. Nicht zuletzt durch
diesen hohen Fleischkonsum
„verbrauchen“ wir zurzeit das
Eineinhalbfache unserer Erde
- mit weiterhin steigender
Tendenz.

p. s.

Massentierhaltung: Fleisch frisst Boden

Sekundarschule ­ planlos durch Sperrvermerk?

Telgte ­ 775 Jahre: Jubiläum ei­
ner tollen Stadt Telgte
Am 24. Februar hat die erste

Telgter Vereins- und Ehren-
amtsbörse mit einer überragen-
den Resonanz und Beteiligung
aus der Bürgerschaft stattge-
funden. Mehr als 60 Vereine,
Gruppen, Institutionen und Or-
ganisationen präsentierten im
Bürgerhaus ihre Aufgabenfel-
der und ihre Themen, stellten
Ideen für ehrenamtlichen Ein-
satz vor und nutzten die Gele-
genheit zur Kontaktaufnahme
untereinander und zur Vernet-
zung ihrer Aktivitäten.
Das ehrenamtliche Engage-

ment in Telgte ist außerge-
wöhnlich und hinsichtlich der
Anzahl ehrenamtlich aktiver
Menschen und der hohen Kon-
tinuität der Vereinsarbeit weit
überdurchschnittlich. Dieses
Engagement macht viel für die
Lebendigkeit und Liebenswür-
digkeit unserer Stadt aus, und
es zeigt die hohe Bereitschaft
ganz vieler Menschen in Telgte,
sich für andere einzusetzen.
Darauf kann die Stadt Telgte

im Jahr des Stadtjubiläums mit
Recht stolz sein. Rat und Ver-
waltung haben ihre Wertschät-
zung dafür zum Ausdruck
gebracht und unterstützen das
ehrenamtliche Engagement
durch koordinierende Arbeiten,
durch die Ehrenamtskarte so-
wie durch finanzielle Unterstüt-
zung im Rahmen der
Möglichkeiten. Und die Stadt
Telgte hat allen Grund, für die-

ses tolle Engagement dankbar
zu sein.
Beim offiziellen Auftakt zum

Jubiläumsjahr habe ich im
Rahmen des Neujahrsempfangs
versucht deutlich zu machen,
dass dies ein wichtiger Teil der
Stärken und der Potenziale
Telgtes ausmacht:
- Unsere Stärke ist die moder-
ne und weltoffene Gestal-
tung der Zukunft unserer
Stadt.

- Unsere Stärke ist die Offen-
heit für Neues und für alle
Menschen, die sich an dieser
positiven Gestaltung beteili-
gen.

- Unsere Stärke ist das Enga-
gement und die Kreativität
unserer Bürgerinnen und
Bürger.

- Unsere Stärke ist der un-
glaubliche ehrenamtliche
Einsatz der Menschen in den
Vereinen und Verbänden, in
karitativen Zusammenhän-
gen oder in den Nachbar-
schaften, den
Wohnquartieren und in den
Ortsteilen.

- Unsere Stärke ist der Zusam-
menhalt und das Wir-Gefühl
der Telgterinnen und Telgter.

- Unsere Stärke ist die Begeis-
terung, das „Herzblut“ und
die Einsatzbereitschaft für
die Anliegen unserer Stadt.

- Unsere Stärke ist, dass wir
Telgte sind!
Insofern ist das Stadtjubiläum

775 Jahre Stadt Telgte aus mei-
ner Sicht nicht nur ein Anlass,
in die lange Geschichte unserer
Stadt zurückzuschauen. Es ist
ein Anlass und eine gute Mög-
lichkeit, sich der Stärken und
der positiven Potenziale der
Stadt und ihrer Menschen zu
vergewissern und dies für den
Fortbestand und die Stärkung
des Gemeinwesens und einer
solidarischen Stadtgesellschaft
zu nutzen. 775 Jahre sind das
Jubiläum einer tollen Stadt
Telgte!
Ihr wolfgang pieper

Kleine Kolumne

Ein Geschenk des Himmels!
Investieren Sie mit uns erfolgreichin die Sonne.
(Ihre Partnerin, die Ökologie mitÖkonomie verbindet).
Sprechen Sie mit uns ­kostenlose Beratung vor Ort

Heinz RickhoffKönigstr.7 48291 TelgteTel. 02504/1709Fax 02504/72826
www.heinz-rickhoff.de

Mail: info@heinz-rickhoff.de

Kornbrenne zu verkaufen

Verkaufsoffene Sonntage ­
Werbung für die Stadt und ihre Geschäfte
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Im Sommer wird die Sekun­
darschule Telgte ihre Arbeit auf­
nehmen. Die Hürde der 75
Anmeldungen hat die Schule –
wie es hieß „fast spielend“ –
genommen. Damit hat Telgte
den ersten Schritt hin zu einer
zukunftsfähigen Schulland­
schaft geschafft.
Manche mögen bedauern,

dass es Haupt- und Realschule
nicht mehr geben wird, andere,
dass nicht auch das Gymnasi-
um ausläuft und statt einer Se-
kundarschule eine
Gesamtschule geschaffen wur-
de.
Beides wäre aber keine Alter-

native gewesen: Die Haupt-
schule – und damit ist nicht die
Clemensschule in Telgte ge-
meint, sondern die Hauptschu-
le als Schulform in
Deutschland – hat einen
schlechten Ruf. Sie mag ihn
nicht verdient haben, aber es
dient niemandem, diesen Ruf
zu leugnen. Selbst mittelfristig
wäre sie bei sicherlich weiter
sinkenden Schülerzahlen nicht
mehr zu halten gewesen. Die
Realschule hat ebenfalls mit
zurückgehenden Anmeldungen
zu kämpfen und ist gerade
noch zweizügig. Eine zweizü-
gige Realschule hat ihren
Schülerinnen und Schülern
wenig Differenzierungsange-
bote zu machen.
Wäre die Schaffung einer

Gesamtschule eine Alternative
gewesen? Gesamtschulen müs-
sen bei ihrer Gründung vierzü-
gig sein und die Vierzügigkeit
für mehrere Jahre sicherstellen.
Das wäre nur möglich gewe-
sen, wenn man das Gymnasi-
um auslaufend aufgelöst hätte,
ein Gymnasium mit hohen An-
meldezahlen. Selbst wenn man
davon ausgeht, die Schulauf-
sicht hätte diese Lösung ge-
nehmigt – was äußerst
unwahrscheinlich ist – was
wäre die Folge gewesen? Zwar

hätte man nach wie vor in
Telgte Abitur machen können,
allerdings nur nach 9 Jahren,
denn so lange dauert es in der
Gesamtschule. So sehr das als
„Turboabitur“ verschriene G8
von manchen Eltern abgelehnt
wird, es gibt sicherlich auch
genügend Eltern, die auf die-
sen kürzeren Weg zum Abitur
für ihre Kinder nicht verzich-
ten möchten. Solche Kinder
hätten also Telgte verlassen,
um zum Beispiel in Münster
ein Gymnasium zu besuchen.
Prof. Rösner, der die Schul-

entwicklungsplanung in Telgte
erarbeitet hat und der sicher-
lich nicht als Gegner von Ge-
samtschulen bekannt ist, hat
darauf hingewiesen, dass die
Schließung von Gymnasien
immer den Schulfrieden stört.
Eine Schließung des äußerst
beliebten Telgter Gymnasiums
hätte sehr wahrscheinlich zu
starken Elternprotesten ge-
führt, die wiederum einer dann
geschaffenen Gesamtschule
von vornherein geschadet hät-
te.
Insgesamt also: Die Sekun-

darschule, in der auch nach
gymnasialen Standards unter-
richtet wird und in der die
Schülerinnen und Schüler nach
9 Jahren das Abitur ablegen
können, ist die richtige Wahl
für Telgte. Die Gründung der
Sekundarschule ist aber erst
der erste Schritt. Das Bil-
dungsversprechen der Sekun-
darschule umzusetzen bleibt
eine Aufgabe, die noch zu lö-
sen ist.
Was bleibt zu tun? Hier eini-

ge Stichpunkte für ein erfolg-
reiches Ausbauprogramm der
neuen Telgter Sekundarschule:

1. Schafft Raum für eine mo­
derne Pädagogik!
Die Sekundarschule setzt

ausdrücklich auf eine Pädago-
gik der individuellen Förde-
rung und Differenzierung. Dies

erfordert den entsprechenden
(Schul)raum und die entspre-
chende Ausstattung. Lehren
und Lernen sollte den Raum
bestimmen und nicht umge-
kehrt. Dazu gehört das flexible
Klassenzimmer, das je nach
Lernsituation umgebaut wer-
den kann, eine technische Aus-
stattung, die modernen
Anforderungen genügt, Räu-
me, in denen Schülerinnen und
Schüler in Gruppen zusammen
arbeiten können, Räume, in
denen sie sich gerne aufhalten
und in denen sie gerne lernen.

2. Schafft eine Atmosphäre,
die den Ganztag nicht (nur) zur
Pflicht, sondern auch zur Freu­
de macht!
Ganztag ist nicht nur ein Be-

treuungsangebot, das den El-
tern eine Vollzeiterwerbs-
tätigkeit ermöglichen soll, in-
dem es die Kinder bis in den
Nachmittag an der Schule hält.
Ganztag ist Teil der Pädagogik
der Sekundarschule und um-
fasst nicht nur das ganztätige
Lernen von Unterrichtsstoff,
sondern auch die Mittagspause
oder die Arbeitsgemeinschaft.
Kinder, die den ganzen Tag an
der Schule verbringen, möch-
ten dies nicht in Aufenthalts-
möglichkeiten tun, die in Reih
und Glied stehen. Es muss
auch Möglichkeiten geben,
sich zurückzuziehen und in
kleinen Gruppen zusammen-
zusitzen. D.h. Sitzmöglichkei-
ten sollten nicht nur in den
Klassenzimmern zur Verfü-
gung stehen.
Im Übrigen: Auch Schule

kann bunt sein. In einer Schu-
le, in der nicht das uns allen
bekannte Grau vorherrscht,
lässt sich der Ganztag ganz an-
ders an!

3. Erfüllt die versprochene Zu­
sammenarbeit mit dem Gymna­
sium mit Leben!
In der Konzeption der Sekun-

darschule ist eine enge Koope-

ration mit dem Gymnasium
vorgesehen.
Um das erklärte Ziel der Se-

kundarschule zu erreichen,
auch Kinder ohne Gymnasial-
empfehlung zum Abitur zu
bringen, wird eine punktuelle
Zusammenarbeit nicht ausrei-
chen. Die Zusammenarbeit
von Sekundarschule und Gym-
nasium sollte vielmehr von
vornherein auch für die Schü-
lerinnen und Schüler sichtbar
und erfahrbar werden. Dazu
gehört zum Beispiel der Aus-
tausch der Lehrerinnen und
Lehrer wie auch die gegensei-
tige Nutzung der Räume.

4. Nutzt die Chance der Neu­
gründung, ein echtes „Wir­Ge­
fühl“ am Telgter Schulzentrum
zu schaffen!
Bisher waren lediglich drei

Schulen in einem Zentrum un-
tergebracht, ein echtes „Wir“
gab es jedoch nicht. Die
Schaffung der Sekundarschule
und die zugesagte enge Ko-
operation zwischen Sekundar-
schule und Gymnasium sollte
als Chance gesehen werden,
dies zu ändern und sowohl
zwischen den Schülerinnen
und Schülern als auch zwi-
schen den Lehrerinnen und
Lehrern der beiden Schulen
ein Gefühl des „Wir am Schul-
zentrum“ entstehen zu lassen.

5. Lasst Haupt­ und Realschu­
le in Würde auslaufen!
Dazu gehört auch, dass die

Schülerinnen und Schüler die-
ser beiden Schulen von den
Neuerungen, die für die Se-
kundarschule geschaffen wer-
den, profitieren können. Das
gilt sowohl für die räumliche
Ausstattung als auch für die
pädagogischen Methoden. Es
darf keinesfalls der Eindruck
entstehen, dass man nur darauf
wartet, bis die letzten Haupt-
und Realschülerinnen und
-schüler das Gebäude „end-
lich“ verlassen haben!

6. Prüft in regelmäßigen Ab­
ständen, ob die mit der Einrich­
tung der Sekundarschule
angepeilten Ziele auch tatsäch­
lich erreicht wurden!
Ob es gelingt, mit der Se-

kundarschule tatsächlich mehr
Kinder als bisher das Abitur
zu ermöglichen, wird erst in
vielen Jahren festzustellen
sein. Die Etappen auf diesem
Weg können aber durchaus
früher überprüft werden. Eva-
luiert werden sollten dabei
nicht nur die Leistungen der
Schülerinnen und Schüler,
sondern alle Punkte, die hier
aufgeführt wurden.
Ermöglichen die neuen

Räumlichkeiten der Sekun-
darstufe die Umsetzung neuer
pädagogischer Methoden?
Fühlen sich die Schülerinnen
und Schüler in der neuen
Umgebung wohl und sind sie
mit dem Ganztagsangebot zu-
frieden? Gelingt die Zusam-
menarbeit von Sekun-
darschule und Gymnasium?
Wie sehen das die Lehrerin-
nen und Lehrer der beiden
Schulen, wie die Eltern und
wie die Schülerinnen und
Schüler? Fühlen sich die
Schülerinnen und Schüler der
auslaufenden Haupt- und Re-
alschulen angesichts der Ver-
änderungen am Schulzentrum
noch angemessen berücksich-
tigt?
Die Gründung der Sekundar-

schule ist nur der erste Schritt.
Sie tatsächlich zu entwickeln
wird Jahre dauern und sollte
sorgfältig begleitet werden.

Elke Bruckner

Die Zahlen
Waren es 1998 noch 64,3 Pro-

zent der Bevölkerung, die in
Deutschland zur Mittelschicht
zählten, so verringerte sich ihr
Anteil bis 2008 auf 57,7 Pro-
zent – das sind 4,6 Millionen
Menschen weniger. Besonders
bemerkenswert: Kaum einer ist
auf-, fast alle sind abgestiegen.
Gehörten 1998 noch 17,7 Pro-

zent der Bevölkerung in unse-
rem Land zu den Armen, so
betrug ihr Anteil 2008 bereits
21 Prozent - also jede/r fünfte.
Wer zur Mittelschicht gehört,
verdeutlichte Ulrike Herrmann,
Wirtschaftsredakteurin der „taz,
die tageszeitung“, bei einer öf-
fentlichen Diskussion in Telgte
am 16. Januar bei Osthues-
Brandhove. Grundlage ist das
mittlere Netto-Einkommen. Bei
einem Single sind das zwischen
1130 € und 3420 € netto pro
Monat, bei einer Familie mit
zwei Kindern zwischen 2370 €
und 5080 €. Das Problem hier-
bei ist: Dieses Einkommen sta-
gniert seit Jahren, während die
Gewinne explodieren.
Die Folge: In keinem anderen

Industrieland hat die Schere
zwischen Arm und Reich so
stark zugenommen wie in
Deutschland. Hinsichtlich der
"Scherengröße" absolut liegen
wir im Mittelfeld. Die Ge-
schwindigkeit der Abnahme der
Mittelschicht ist in Deutschland
im Vergleich zu anderen Indus-
trieländern am höchsten.
Und wie sind die Vermögen

verteilt? Das reichste Prozent
der deutschen Bevölkerung be-
sitzen bereits 23 Prozent des
gesamten Vermögens. Die un-
teren 50 Prozent der Bevölke-
rung dagegen verfügen
zusammen gerade einmal über
ein Prozent des Vermögens.

Der Selbstbetrug der Mittel­
schicht
Ulrike Herrmanns These lau-

tet: Immer mehr Menschen sind
aus der Mittelschicht herausge-
kickt worden, ohne dass sie es
gemerkt haben. Wer oder was
entscheidet aber darüber, ob je-
mand zur Unter-, Mittel- oder
Oberschicht gehört? Ist es die
Bildung?
Trotz der hohen Zahl der

durch Bildung „Aufgestiege-
nen“ hat sich an der Vermö-
gensverteilung nichts ge-
ändert. Wie das Geld verteilt
wird, darüber entscheiden die
Parlamente durch ihre Steuer-

politik. Und wie geht die Mit-
telschicht, die immer noch jede
Wahl in Deutschland entschei-
det, mit ihrer potenziellen
Macht um?
Der Spitzensteuersatz wurde

ausgerechnet unter Rot-Grün
Anfang des 21 . Jahrhunderts
von 53 auf 42 Prozent gesenkt.
Ein Blick zurück: Als die Ein-
kommenssteuer 1920 einge-
führt wurde, schlug Matthias
Asperger noch einen Spitzen-
steuersatz von 60 Prozent vor.
Der blieb über Jahrzehnte er-
halten. Unter Kanzler Kohl lag
der Spitzensteuersatz zunächst
noch bei 56 Prozent, später
dann bei 53 Prozent, Kanzler
Schröder senkte ihn dann erst
auf 48,5 Prozent und dann so-
gar auf 42 Prozent.
Eine weitere Ungleichbe-

handlung stellt die sogenannte
"Abgeltungssteuer" dar. Mit ihr
werden Kapitalerträge pauschal
mit 25 Prozent besteuert - also
mit deutlich weniger als Erträge
aus Erwerbstätigkeit. Warum?
Allein die Senkung des Spit-
zensteuersatzes kostete den
Staat 60 Milliarden € im Jahr.
Und wie wurde das aufgefan-

gen? Wer stopft die Löcher?
Richtig! Otto Normalverbrau-
cher, z. B. durch die Erhöhung
der Mehrwertsteuer von 16 auf
19 Prozent. Und wer gestaltet
die Steuergesetzgebung pas-
send? Es sind die Hinterbänkler
im Bundestag, die wiederge-
wählt werden wollen. Sie wer-
den massiv von den Lobbyisten
der Vermögenden bearbeitet,
damit sie deren Interessen be-
dienen. Diese wiederum rühren
erfolgreich an den Emotionen

der Mittelschicht:
Der muss man den Eindruck

vermitteln, dass die oberen
Schichten die Elite der Gesell-
schaft bilden. Diese Vorstellung
wird dadurch stabilisiert, dass
man die Angehörigen der Un-
terschicht missachtet und Be-
friedigung darin erlebt, andere
unter sich zu wissen. Dann
fühlt man sich als Leistungsträ-
ger, dem der Weg in die Ober-
schicht offen steht.

Warum sich nichts andert
Dass Bildung den Zugang zu

den Fleischtöpfen des Reich-
tums öffne, gehört zu den weit
verbreiteten Trugschlüssen im
Lande. Noch nie waren Arbeit-
nehmer/innen so gut ausgebil-
det wie heute – noch nie sanken
die Reallöhne wie in den letz-
ten zehn Jahren. Also hat das
Wachsen des Einkommens mit
der Höhe des Bildungsniveaus
wenig zu tun.
Bildung hat freilich ein Dop-

pelgesicht: Man braucht sie, um
nicht abzusteigen. Tatsache da-
gegen ist, dass die Herkunft
wichtiger ist als die Ausbil-
dung. Die meisten Manager
stammen aus der Oberschicht.
Eigene Leistungen sind in die-
sem Club nicht erheblich. Sel-
ten kommt es vor, dass man
von da absteigt. Aber warum
fällt es keinem auf, dass es ech-
ten Aufstieg kaum gibt?

Auf dem Weg zu einem Green
New Deal
Gibt es denn überhaupt An-

sätze, die dafür sorgen, dass die
Gerechtigkeit ein wenig mehr
Platz greift? Ulrike Herrmann
hält den New Deal Franklin D.
Roosevelts, des US-amerikani-

schen Präsidenten der 1930er
Jahre, für einen Weg. Durch ei-
ne Regulierung des Bankensys-
tems, insbesondere des
Wertpapierhandels, drastische
Steuererhöhungen, die Einfüh-
rung von Mindestlöhnen - die
für eine höhere Produktivität
sorgten - erreichte er die Teil-
habe von mehr Bürgern am
Einkommenskuchen und stei-
gerte so die Nachfrage.
Ulrike Herrmann sagt, der

Kapitalismus könne ohne einen
starken Staat nicht leben. Die
Parteien führten aber nicht mit
dem politischen Ziel, eine Ba-
lance in der Gesellschaft herzu-
stellen. Sie folgten vielmehr
ihren Wählern. Wenn eine
Mehrheit der Bevölkerung nach
einer Atomkatastrophe den
Ausstieg will, dann richten die
Parteien sich danach. Wie sieht
also ein „Fukushima in der
Steuerpolitik“ aus? Wann rich-
ten sich Politiker nach der Mei-
nung der Bevölkerung, wie es
Angela Merkel mit der Ener-
giewende nach dem verheeren-
den Unfall in Japan
praktizierte?
Wenn die Mittelschicht „Ge-

rechtigkeit“ zu ihrem Thema
macht, dann wird es eins!
Warum konnte die Vermögens-
steuer abgeschafft werden?
Weil das Bundesverfassungsge-
richt eine zu unterschiedliche
Bewertung von Geld- und
Sachwerten feststellte: Die Be-
wertung von Grundbesitz
stammte noch aus dem Jahr
1936.
Selbstverständlich hätte man

auch eine verfassungskonforme
Vermögenssteuer einführen

können. Wie könnte ein "Green
New Deal" aussehen? In einer
begrenzten Welt kann man
nicht unendlich wachsen. Der
Journalist Thomas L. Friedman
am 19. Januar 2007 den Begriff
„Green New Deal“, angelehnt
eben an den New Deal. Eine
solche Neuverteilung der Kar-
ten brauche es nun auch im
Energiebereich, um den Her-
ausforderungen des Klimawan-
dels und der Endlichkeit der
fossilen Brennstoffes zu be-
gegnen.“ (zitiert nach Wikipe-
dia). Also: Wenn die
Einkommen besser verteilt
würden, würde das die Nach-
frage beleben, da die Reichen
ihr Geld kaum ausgeben.
Ulrike Herrmann: Nur Ge-

sellschaften, die egalitär sind,
sind in der Lage, Umweltschutz
durchzusetzen. Wo Arm und
Reich weit auseinander sind,
lässt sich das nicht machen -
siehe USA. Nur Gesellschaften,
die egalitär sind, leisten in er-
heblichem Maße Entwick-
lungshilfe; nur sie verhindern,
dass Jugendliche kriminell
werden. Nur eine gerechte Ge-
sellschaft ist politikfähig.
Sind soziale Kämpfe der Mo-

tor des Fortschritts? Die Ein-
führung der Hartz IV-Gesetz-
gebung, die einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld I erheblich
verkürzte, war ein grausamer
Akt, so die Journalistin. Tat-
sächlich waren auch die Grü-
nen überzeugt davon, dass es
richtig sei, den Spitzensteuer-
satz zu senken und Arbeitslo-
sengeld zu kürzen. Gleichwohl:
Phantasie und Kreativität wer-
den wohl eher freigesetzt, wenn
man nicht unter den Einschrän-
kungen von Hartz IV leben
muss.
Gewinne und Kapitalerträge

sollten wie ein Einkommen
versteuert werden, nicht mit
maximal 25 Prozent. Die Ein-
führung von Minijobs war ein
Wahnsinn! Dass es einen Min-
destlohn braucht, scheint noch
nicht in allen Köpfen ange-
kommen zu sein.
Eine mögliche Lösung kann

heißen: Weg von dem Wachs-
tumswahn in unserer endli-
chen Welt. Schrumpfen ist
eher das Gebot des
Jahrhunderts! Und das kann
Kapitalismus nicht.

b.d.

Der Selbstbetrug der Mittelschicht
Ulrike Herrmann im Gespräch mit Telgter Bürger/innen am 16. Januar 2013

Vor zehn Jahren ist der Ver-
such bereits einmal geschei-
tert. Die CarSharing Münster
GmbH hatte ein Fahrzeug in
Telgte stationiert, welches
aber im Grunde nur von einz-
len Personen genutzt wurde.
Nachdem diese schließlich
aus Telgte wegzog, wurde die
Station aufgehoben.

Weil die Grünen in Telgte
von mehreren Seiten darauf
angesprochen wurden, haben
sie Kontakt zu der Firma auf-
genommen, um die Möglich-
keit eines zweiten Versuchs
zu besprechen. Es zeigte sich,
dass die Geschäftsführung
grundsätzlich dazu bereit ist,
wenn genügend Interes-

sent/innen vorhanden sind.
Also: Wer könnte sich vor-

stellen mit einzusteigen? Eine
gute Möglichkeit, das Zweit-
auto zu sparen oder, für Über-
zeugungstäter/innen und
notorische ÖPNV-Nutzer/in-
nen, sogar das Auto über-
haupt.
Bitte einen kurzen Hinweis

an: info@gruene-telgte.de.
Wenn einige interessierte
Leute zusammen kommen,
organisieren wir ein Treffen.
Infos über die Kosten und den
Einstieg unter:
http://www.stadtteilauto.com/.

Alexander Ringbeck, Ursula Mindermann, Peter Spieker, Ulrike Herrmann

Sekundarschule ­ Was bleibt zu tun?
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Im Sommer wird die Sekun­
darschule Telgte ihre Arbeit auf­
nehmen. Die Hürde der 75
Anmeldungen hat die Schule –
wie es hieß „fast spielend“ –
genommen. Damit hat Telgte
den ersten Schritt hin zu einer
zukunftsfähigen Schulland­
schaft geschafft.
Manche mögen bedauern,

dass es Haupt- und Realschule
nicht mehr geben wird, andere,
dass nicht auch das Gymnasi-
um ausläuft und statt einer Se-
kundarschule eine
Gesamtschule geschaffen wur-
de.
Beides wäre aber keine Alter-

native gewesen: Die Haupt-
schule – und damit ist nicht die
Clemensschule in Telgte ge-
meint, sondern die Hauptschu-
le als Schulform in
Deutschland – hat einen
schlechten Ruf. Sie mag ihn
nicht verdient haben, aber es
dient niemandem, diesen Ruf
zu leugnen. Selbst mittelfristig
wäre sie bei sicherlich weiter
sinkenden Schülerzahlen nicht
mehr zu halten gewesen. Die
Realschule hat ebenfalls mit
zurückgehenden Anmeldungen
zu kämpfen und ist gerade
noch zweizügig. Eine zweizü-
gige Realschule hat ihren
Schülerinnen und Schülern
wenig Differenzierungsange-
bote zu machen.
Wäre die Schaffung einer

Gesamtschule eine Alternative
gewesen? Gesamtschulen müs-
sen bei ihrer Gründung vierzü-
gig sein und die Vierzügigkeit
für mehrere Jahre sicherstellen.
Das wäre nur möglich gewe-
sen, wenn man das Gymnasi-
um auslaufend aufgelöst hätte,
ein Gymnasium mit hohen An-
meldezahlen. Selbst wenn man
davon ausgeht, die Schulauf-
sicht hätte diese Lösung ge-
nehmigt – was äußerst
unwahrscheinlich ist – was
wäre die Folge gewesen? Zwar

hätte man nach wie vor in
Telgte Abitur machen können,
allerdings nur nach 9 Jahren,
denn so lange dauert es in der
Gesamtschule. So sehr das als
„Turboabitur“ verschriene G8
von manchen Eltern abgelehnt
wird, es gibt sicherlich auch
genügend Eltern, die auf die-
sen kürzeren Weg zum Abitur
für ihre Kinder nicht verzich-
ten möchten. Solche Kinder
hätten also Telgte verlassen,
um zum Beispiel in Münster
ein Gymnasium zu besuchen.
Prof. Rösner, der die Schul-

entwicklungsplanung in Telgte
erarbeitet hat und der sicher-
lich nicht als Gegner von Ge-
samtschulen bekannt ist, hat
darauf hingewiesen, dass die
Schließung von Gymnasien
immer den Schulfrieden stört.
Eine Schließung des äußerst
beliebten Telgter Gymnasiums
hätte sehr wahrscheinlich zu
starken Elternprotesten ge-
führt, die wiederum einer dann
geschaffenen Gesamtschule
von vornherein geschadet hät-
te.
Insgesamt also: Die Sekun-

darschule, in der auch nach
gymnasialen Standards unter-
richtet wird und in der die
Schülerinnen und Schüler nach
9 Jahren das Abitur ablegen
können, ist die richtige Wahl
für Telgte. Die Gründung der
Sekundarschule ist aber erst
der erste Schritt. Das Bil-
dungsversprechen der Sekun-
darschule umzusetzen bleibt
eine Aufgabe, die noch zu lö-
sen ist.
Was bleibt zu tun? Hier eini-

ge Stichpunkte für ein erfolg-
reiches Ausbauprogramm der
neuen Telgter Sekundarschule:

1. Schafft Raum für eine mo­
derne Pädagogik!
Die Sekundarschule setzt

ausdrücklich auf eine Pädago-
gik der individuellen Förde-
rung und Differenzierung. Dies

erfordert den entsprechenden
(Schul)raum und die entspre-
chende Ausstattung. Lehren
und Lernen sollte den Raum
bestimmen und nicht umge-
kehrt. Dazu gehört das flexible
Klassenzimmer, das je nach
Lernsituation umgebaut wer-
den kann, eine technische Aus-
stattung, die modernen
Anforderungen genügt, Räu-
me, in denen Schülerinnen und
Schüler in Gruppen zusammen
arbeiten können, Räume, in
denen sie sich gerne aufhalten
und in denen sie gerne lernen.

2. Schafft eine Atmosphäre,
die den Ganztag nicht (nur) zur
Pflicht, sondern auch zur Freu­
de macht!
Ganztag ist nicht nur ein Be-

treuungsangebot, das den El-
tern eine Vollzeiterwerbs-
tätigkeit ermöglichen soll, in-
dem es die Kinder bis in den
Nachmittag an der Schule hält.
Ganztag ist Teil der Pädagogik
der Sekundarschule und um-
fasst nicht nur das ganztätige
Lernen von Unterrichtsstoff,
sondern auch die Mittagspause
oder die Arbeitsgemeinschaft.
Kinder, die den ganzen Tag an
der Schule verbringen, möch-
ten dies nicht in Aufenthalts-
möglichkeiten tun, die in Reih
und Glied stehen. Es muss
auch Möglichkeiten geben,
sich zurückzuziehen und in
kleinen Gruppen zusammen-
zusitzen. D.h. Sitzmöglichkei-
ten sollten nicht nur in den
Klassenzimmern zur Verfü-
gung stehen.
Im Übrigen: Auch Schule

kann bunt sein. In einer Schu-
le, in der nicht das uns allen
bekannte Grau vorherrscht,
lässt sich der Ganztag ganz an-
ders an!

3. Erfüllt die versprochene Zu­
sammenarbeit mit dem Gymna­
sium mit Leben!
In der Konzeption der Sekun-

darschule ist eine enge Koope-

ration mit dem Gymnasium
vorgesehen.
Um das erklärte Ziel der Se-

kundarschule zu erreichen,
auch Kinder ohne Gymnasial-
empfehlung zum Abitur zu
bringen, wird eine punktuelle
Zusammenarbeit nicht ausrei-
chen. Die Zusammenarbeit
von Sekundarschule und Gym-
nasium sollte vielmehr von
vornherein auch für die Schü-
lerinnen und Schüler sichtbar
und erfahrbar werden. Dazu
gehört zum Beispiel der Aus-
tausch der Lehrerinnen und
Lehrer wie auch die gegensei-
tige Nutzung der Räume.

4. Nutzt die Chance der Neu­
gründung, ein echtes „Wir­Ge­
fühl“ am Telgter Schulzentrum
zu schaffen!
Bisher waren lediglich drei

Schulen in einem Zentrum un-
tergebracht, ein echtes „Wir“
gab es jedoch nicht. Die
Schaffung der Sekundarschule
und die zugesagte enge Ko-
operation zwischen Sekundar-
schule und Gymnasium sollte
als Chance gesehen werden,
dies zu ändern und sowohl
zwischen den Schülerinnen
und Schülern als auch zwi-
schen den Lehrerinnen und
Lehrern der beiden Schulen
ein Gefühl des „Wir am Schul-
zentrum“ entstehen zu lassen.

5. Lasst Haupt­ und Realschu­
le in Würde auslaufen!
Dazu gehört auch, dass die

Schülerinnen und Schüler die-
ser beiden Schulen von den
Neuerungen, die für die Se-
kundarschule geschaffen wer-
den, profitieren können. Das
gilt sowohl für die räumliche
Ausstattung als auch für die
pädagogischen Methoden. Es
darf keinesfalls der Eindruck
entstehen, dass man nur darauf
wartet, bis die letzten Haupt-
und Realschülerinnen und
-schüler das Gebäude „end-
lich“ verlassen haben!

6. Prüft in regelmäßigen Ab­
ständen, ob die mit der Einrich­
tung der Sekundarschule
angepeilten Ziele auch tatsäch­
lich erreicht wurden!
Ob es gelingt, mit der Se-

kundarschule tatsächlich mehr
Kinder als bisher das Abitur
zu ermöglichen, wird erst in
vielen Jahren festzustellen
sein. Die Etappen auf diesem
Weg können aber durchaus
früher überprüft werden. Eva-
luiert werden sollten dabei
nicht nur die Leistungen der
Schülerinnen und Schüler,
sondern alle Punkte, die hier
aufgeführt wurden.
Ermöglichen die neuen

Räumlichkeiten der Sekun-
darstufe die Umsetzung neuer
pädagogischer Methoden?
Fühlen sich die Schülerinnen
und Schüler in der neuen
Umgebung wohl und sind sie
mit dem Ganztagsangebot zu-
frieden? Gelingt die Zusam-
menarbeit von Sekun-
darschule und Gymnasium?
Wie sehen das die Lehrerin-
nen und Lehrer der beiden
Schulen, wie die Eltern und
wie die Schülerinnen und
Schüler? Fühlen sich die
Schülerinnen und Schüler der
auslaufenden Haupt- und Re-
alschulen angesichts der Ver-
änderungen am Schulzentrum
noch angemessen berücksich-
tigt?
Die Gründung der Sekundar-

schule ist nur der erste Schritt.
Sie tatsächlich zu entwickeln
wird Jahre dauern und sollte
sorgfältig begleitet werden.

Elke Bruckner

Die Zahlen
Waren es 1998 noch 64,3 Pro-

zent der Bevölkerung, die in
Deutschland zur Mittelschicht
zählten, so verringerte sich ihr
Anteil bis 2008 auf 57,7 Pro-
zent – das sind 4,6 Millionen
Menschen weniger. Besonders
bemerkenswert: Kaum einer ist
auf-, fast alle sind abgestiegen.
Gehörten 1998 noch 17,7 Pro-

zent der Bevölkerung in unse-
rem Land zu den Armen, so
betrug ihr Anteil 2008 bereits
21 Prozent - also jede/r fünfte.
Wer zur Mittelschicht gehört,
verdeutlichte Ulrike Herrmann,
Wirtschaftsredakteurin der „taz,
die tageszeitung“, bei einer öf-
fentlichen Diskussion in Telgte
am 16. Januar bei Osthues-
Brandhove. Grundlage ist das
mittlere Netto-Einkommen. Bei
einem Single sind das zwischen
1130 € und 3420 € netto pro
Monat, bei einer Familie mit
zwei Kindern zwischen 2370 €
und 5080 €. Das Problem hier-
bei ist: Dieses Einkommen sta-
gniert seit Jahren, während die
Gewinne explodieren.
Die Folge: In keinem anderen

Industrieland hat die Schere
zwischen Arm und Reich so
stark zugenommen wie in
Deutschland. Hinsichtlich der
"Scherengröße" absolut liegen
wir im Mittelfeld. Die Ge-
schwindigkeit der Abnahme der
Mittelschicht ist in Deutschland
im Vergleich zu anderen Indus-
trieländern am höchsten.
Und wie sind die Vermögen

verteilt? Das reichste Prozent
der deutschen Bevölkerung be-
sitzen bereits 23 Prozent des
gesamten Vermögens. Die un-
teren 50 Prozent der Bevölke-
rung dagegen verfügen
zusammen gerade einmal über
ein Prozent des Vermögens.

Der Selbstbetrug der Mittel­
schicht
Ulrike Herrmanns These lau-

tet: Immer mehr Menschen sind
aus der Mittelschicht herausge-
kickt worden, ohne dass sie es
gemerkt haben. Wer oder was
entscheidet aber darüber, ob je-
mand zur Unter-, Mittel- oder
Oberschicht gehört? Ist es die
Bildung?
Trotz der hohen Zahl der

durch Bildung „Aufgestiege-
nen“ hat sich an der Vermö-
gensverteilung nichts ge-
ändert. Wie das Geld verteilt
wird, darüber entscheiden die
Parlamente durch ihre Steuer-

politik. Und wie geht die Mit-
telschicht, die immer noch jede
Wahl in Deutschland entschei-
det, mit ihrer potenziellen
Macht um?
Der Spitzensteuersatz wurde

ausgerechnet unter Rot-Grün
Anfang des 21 . Jahrhunderts
von 53 auf 42 Prozent gesenkt.
Ein Blick zurück: Als die Ein-
kommenssteuer 1920 einge-
führt wurde, schlug Matthias
Asperger noch einen Spitzen-
steuersatz von 60 Prozent vor.
Der blieb über Jahrzehnte er-
halten. Unter Kanzler Kohl lag
der Spitzensteuersatz zunächst
noch bei 56 Prozent, später
dann bei 53 Prozent, Kanzler
Schröder senkte ihn dann erst
auf 48,5 Prozent und dann so-
gar auf 42 Prozent.
Eine weitere Ungleichbe-

handlung stellt die sogenannte
"Abgeltungssteuer" dar. Mit ihr
werden Kapitalerträge pauschal
mit 25 Prozent besteuert - also
mit deutlich weniger als Erträge
aus Erwerbstätigkeit. Warum?
Allein die Senkung des Spit-
zensteuersatzes kostete den
Staat 60 Milliarden € im Jahr.
Und wie wurde das aufgefan-

gen? Wer stopft die Löcher?
Richtig! Otto Normalverbrau-
cher, z. B. durch die Erhöhung
der Mehrwertsteuer von 16 auf
19 Prozent. Und wer gestaltet
die Steuergesetzgebung pas-
send? Es sind die Hinterbänkler
im Bundestag, die wiederge-
wählt werden wollen. Sie wer-
den massiv von den Lobbyisten
der Vermögenden bearbeitet,
damit sie deren Interessen be-
dienen. Diese wiederum rühren
erfolgreich an den Emotionen

der Mittelschicht:
Der muss man den Eindruck

vermitteln, dass die oberen
Schichten die Elite der Gesell-
schaft bilden. Diese Vorstellung
wird dadurch stabilisiert, dass
man die Angehörigen der Un-
terschicht missachtet und Be-
friedigung darin erlebt, andere
unter sich zu wissen. Dann
fühlt man sich als Leistungsträ-
ger, dem der Weg in die Ober-
schicht offen steht.

Warum sich nichts andert
Dass Bildung den Zugang zu

den Fleischtöpfen des Reich-
tums öffne, gehört zu den weit
verbreiteten Trugschlüssen im
Lande. Noch nie waren Arbeit-
nehmer/innen so gut ausgebil-
det wie heute – noch nie sanken
die Reallöhne wie in den letz-
ten zehn Jahren. Also hat das
Wachsen des Einkommens mit
der Höhe des Bildungsniveaus
wenig zu tun.
Bildung hat freilich ein Dop-

pelgesicht: Man braucht sie, um
nicht abzusteigen. Tatsache da-
gegen ist, dass die Herkunft
wichtiger ist als die Ausbil-
dung. Die meisten Manager
stammen aus der Oberschicht.
Eigene Leistungen sind in die-
sem Club nicht erheblich. Sel-
ten kommt es vor, dass man
von da absteigt. Aber warum
fällt es keinem auf, dass es ech-
ten Aufstieg kaum gibt?

Auf dem Weg zu einem Green
New Deal
Gibt es denn überhaupt An-

sätze, die dafür sorgen, dass die
Gerechtigkeit ein wenig mehr
Platz greift? Ulrike Herrmann
hält den New Deal Franklin D.
Roosevelts, des US-amerikani-

schen Präsidenten der 1930er
Jahre, für einen Weg. Durch ei-
ne Regulierung des Bankensys-
tems, insbesondere des
Wertpapierhandels, drastische
Steuererhöhungen, die Einfüh-
rung von Mindestlöhnen - die
für eine höhere Produktivität
sorgten - erreichte er die Teil-
habe von mehr Bürgern am
Einkommenskuchen und stei-
gerte so die Nachfrage.
Ulrike Herrmann sagt, der

Kapitalismus könne ohne einen
starken Staat nicht leben. Die
Parteien führten aber nicht mit
dem politischen Ziel, eine Ba-
lance in der Gesellschaft herzu-
stellen. Sie folgten vielmehr
ihren Wählern. Wenn eine
Mehrheit der Bevölkerung nach
einer Atomkatastrophe den
Ausstieg will, dann richten die
Parteien sich danach. Wie sieht
also ein „Fukushima in der
Steuerpolitik“ aus? Wann rich-
ten sich Politiker nach der Mei-
nung der Bevölkerung, wie es
Angela Merkel mit der Ener-
giewende nach dem verheeren-
den Unfall in Japan
praktizierte?
Wenn die Mittelschicht „Ge-

rechtigkeit“ zu ihrem Thema
macht, dann wird es eins!
Warum konnte die Vermögens-
steuer abgeschafft werden?
Weil das Bundesverfassungsge-
richt eine zu unterschiedliche
Bewertung von Geld- und
Sachwerten feststellte: Die Be-
wertung von Grundbesitz
stammte noch aus dem Jahr
1936.
Selbstverständlich hätte man

auch eine verfassungskonforme
Vermögenssteuer einführen

können. Wie könnte ein "Green
New Deal" aussehen? In einer
begrenzten Welt kann man
nicht unendlich wachsen. Der
Journalist Thomas L. Friedman
am 19. Januar 2007 den Begriff
„Green New Deal“, angelehnt
eben an den New Deal. Eine
solche Neuverteilung der Kar-
ten brauche es nun auch im
Energiebereich, um den Her-
ausforderungen des Klimawan-
dels und der Endlichkeit der
fossilen Brennstoffes zu be-
gegnen.“ (zitiert nach Wikipe-
dia). Also: Wenn die
Einkommen besser verteilt
würden, würde das die Nach-
frage beleben, da die Reichen
ihr Geld kaum ausgeben.
Ulrike Herrmann: Nur Ge-

sellschaften, die egalitär sind,
sind in der Lage, Umweltschutz
durchzusetzen. Wo Arm und
Reich weit auseinander sind,
lässt sich das nicht machen -
siehe USA. Nur Gesellschaften,
die egalitär sind, leisten in er-
heblichem Maße Entwick-
lungshilfe; nur sie verhindern,
dass Jugendliche kriminell
werden. Nur eine gerechte Ge-
sellschaft ist politikfähig.
Sind soziale Kämpfe der Mo-

tor des Fortschritts? Die Ein-
führung der Hartz IV-Gesetz-
gebung, die einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld I erheblich
verkürzte, war ein grausamer
Akt, so die Journalistin. Tat-
sächlich waren auch die Grü-
nen überzeugt davon, dass es
richtig sei, den Spitzensteuer-
satz zu senken und Arbeitslo-
sengeld zu kürzen. Gleichwohl:
Phantasie und Kreativität wer-
den wohl eher freigesetzt, wenn
man nicht unter den Einschrän-
kungen von Hartz IV leben
muss.
Gewinne und Kapitalerträge

sollten wie ein Einkommen
versteuert werden, nicht mit
maximal 25 Prozent. Die Ein-
führung von Minijobs war ein
Wahnsinn! Dass es einen Min-
destlohn braucht, scheint noch
nicht in allen Köpfen ange-
kommen zu sein.
Eine mögliche Lösung kann

heißen: Weg von dem Wachs-
tumswahn in unserer endli-
chen Welt. Schrumpfen ist
eher das Gebot des
Jahrhunderts! Und das kann
Kapitalismus nicht.

b.d.

Der Selbstbetrug der Mittelschicht
Ulrike Herrmann im Gespräch mit Telgter Bürger/innen am 16. Januar 2013

Vor zehn Jahren ist der Ver-
such bereits einmal geschei-
tert. Die CarSharing Münster
GmbH hatte ein Fahrzeug in
Telgte stationiert, welches
aber im Grunde nur von einz-
len Personen genutzt wurde.
Nachdem diese schließlich
aus Telgte wegzog, wurde die
Station aufgehoben.

Weil die Grünen in Telgte
von mehreren Seiten darauf
angesprochen wurden, haben
sie Kontakt zu der Firma auf-
genommen, um die Möglich-
keit eines zweiten Versuchs
zu besprechen. Es zeigte sich,
dass die Geschäftsführung
grundsätzlich dazu bereit ist,
wenn genügend Interes-

sent/innen vorhanden sind.
Also: Wer könnte sich vor-

stellen mit einzusteigen? Eine
gute Möglichkeit, das Zweit-
auto zu sparen oder, für Über-
zeugungstäter/innen und
notorische ÖPNV-Nutzer/in-
nen, sogar das Auto über-
haupt.
Bitte einen kurzen Hinweis

an: info@gruene-telgte.de.
Wenn einige interessierte
Leute zusammen kommen,
organisieren wir ein Treffen.
Infos über die Kosten und den
Einstieg unter:
http://www.stadtteilauto.com/.

Ein für Telgte?
Wer hat Interesse?

Sekundarschule ­ Was bleibt zu tun?
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änderten Vorlage des Schul-
trägers. Auf die Festschrei-
bung der Einzügigkeit wurde
verzichtet. In der Sitzung des
Schulausschusses wurde dann
ein einstimmiger Beschluss
gefasst, Entscheidungen be-
züglich der Christophorus-
Grundschule nicht vor dem
ersten Quartal 2015 zu tref-
fen. Dann liegen Prognosen

für die einzuschulenden Kin-
der der Schuljahre 2019/20
und 2020/2021 vor. Die
Grundschule in Westbevern
bleibt erhalten. Dies ist der
Wille der Verwaltung und al-
ler politischer Parteien in
Telgte. Die Zusammenfüh-
rung an einem Standort aller-
dings, von den Pädagogen
gewünscht, wird später erfol-
gen als geplant.
Dann war da noch das 8.

Schulrechtsänderungsgesetz.
Es hat Auswirkungen auf die
Grundschullandschaft in
Telgte. Im Überblick und in
Auszügen: -Absenkung der
Mindestgröße von Grund-
schulen auf 92 Kinder. -Ein-
gangsklassen mit weniger als
1 5 und mehr als 29 Schülerin-
nen und Schülern sind unzu-
lässig. -Die Klassen werden
kleiner. Der Klassenfrequenz-
wert sinkt von 24 auf 22,5.

-Die kommunale Klassen-
richtzahl bestimmt die Anzahl
der Eingangsklassen in einer
Kommune. -Klassenrichtzahl
= Anzahl der einzuschulenden
Kinder in den Eingangsklas-
sen geteilt durch 23.
Die kommunale Klassen-

richtzahl bestimmt also die zu
bildenenden Eingangsklassen
aller Grundschulen in Telgte.
Sie liegt bereits zum Schul-
jahr 2013/14 bei sieben,

2014/1 5 noch einmal bei acht,
in den Folgejahren fällt sie
dann auf sieben Eingangs-
klassen zurück. Die Ein-
gangsklassen in den künftigen
Jahren sinnvoll auf die 4
Telgter Grundschulen zu ver-
teilen, ist ein große Heraus-
forderung und verlangt das
Mitwirken aller Beteiligten.

m.k.

Die bauliche Erweiterung von
Schulen in Zeiten abnehmen­
der Schülerzahlen ist immer
ein zweischneidiges Schwert.
Es ist jetzt schon klar, dass wir
in wenigen Jahren zu viele
Klassenräume in Telgte haben
werden.
Problematisch ist allerdings

die Verteilung der Räumlich-
keiten. Im Telgter Süden gibt
es mit der Don Bosco Schule
und der Marienschule zwei
gut ausgestattete Schulen.
Während die Marienschule
die Möglichkeit bietet in je-
dem Jahr drei Eingangsklas-
sen zu bilden besteht an der

Don Bosco Schule ohne bau-
liche Erweiterung bei erwei-
terten Anforderungen in
Zukunft nur die Möglichkeit
einer Einzügigkeit.
Um aber die in den nächsten

Jahren zu erwartenden Schü-
lerInnen aufnehmen zu kön-
nen, kommen wir um eine
vorsichtige Erweiterung der
Schule nicht herum. Eine
Möglichkeit wäre, den vor-
handenen Keller der Schule,
der gegenwärtig von den
Sportschützen der St. Anna
Bruderschaft genutzt wird, so
umzubauen, dass er sich für
Betreuungsangebote eignet.

Diese werden eine dauerhafte
Aufgabe sein und somit nicht
nur vorübergehend Räume
binden.
Unsere Haltung ist also klar:

Die Don Bosco Schule benö-
tigt eine bauliche Erweite-
rung, und die muss in erster
Linie den Anforderungen ent-
sprechen und wirtschaftlich
vertretbar sein.
Nach dem Stand der Dinge

scheint ein Umbau des Unter-
geschosses gegenüber einer
Container-Lösung als die bes-
sere Maßnahme.

u. s.

Alle Jahre wieder zeigt sich
den Telgter Bürgerinnen und
Bürgern am Ende des Winters
das gleiche Bild: Im Auftrag
von Privatpersonen sowie der
Stadt Telgte werden an ver­
schiedenen Orten Bäume ge­
fällt.
Besonders auffällig ist, dass

diese Aktionen häufig am
Samstag stattfinden, so dass
besorgte BürgerInnen in der
Stadt keinen Ansprechpartner
für ihre besorgten Nachfragen
finden.
Grund für diese Aktivitäten

gegen Ende Februar ist das
generelle Fällverbot zwischen
dem 1 . März und dem 30
September. Daher müssen für
Bauvorhaben, die im Laufe
des Jahres begonnen werden,
bereits frühzeitig die Vorbe-
reitungen - in diesem Fall das
Fällen der Bäume auf dem
Baugelände - durchgeführt

werden. Dagegen ist zunächst
nichts einzuwenden. Dennoch
ist es wünschenswert, dass
zumindest seitens der Verwal-
tung eine umfassende Dar-
stellung der Hintergründe der
einzelnen Maßnahmen im
Vorfeld erfolgt. Mit einem

solchen Dialogangebot könn-
ten eventuelle Einwände sei-
tens der Bürgerschaft
gegebenenfalls noch vor
Schaffung endgültiger Fakten
berücksichtigt werden.
Von einer besonderen Form

von Gedächtnisverlust zeugt
wohl die Kritik einzelner
Ratsfraktionen an den jüngs-
ten Baumfällaktionen, die zur
Vorbereitung des Feuerwehr-
geräteshauses bzw. des Satel-
litenstandortes durchgeführt
wurden. Schließlich sollte
insbesondere den mit diesen
Angelegenheiten Rats- und
Ausschussmitgliedern die
Hintergründe dieser Maßnah-
men geläufig sein. Vielleicht
aber ist die Kritik dann doch
eher ein plumper Angriff auf
den grünen Bürgermeister und
weniger echte Sorge um die
betroffenen Bäume.

p. s.

Planung oder Willkür?

Die Telgter Grünen wünschen Frohe Ostern!

Zur baulichen Erweiterung der Don­Bosco­Schule

Grüne News aus Telgte
Jede Woche aktuell und auf den Punkt!
Kostenlos per E­Mail.
Anmeldung unter gruenewelle@gruene­telgte.de
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